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Öffentliche Einladung zur 
Sitzung des Gemeinderates 

 
am Dienstag, 27. Juni 2023 um 19:00 Uhr 

 
in den Sitzungssaal der Gemeinde Schömberg, Lindenstraße 7 in 75328 Schömberg 

 
 
TAGESORDNUNG 
 

1. Einwohner fragen  

2. Quartierskonzept Schömberg 
- Vorstellung der Zwischenergebnisse durch die RBS wave GmbH 

GR 53/23 

3. Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg  

3.1. Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg 
- Vergabe der Installationsarbeiten "Sanitärtechnik" 

GR 54/23 

3.2. Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg 
- Vergabe der Installationsarbeiten "Lüftungstechnik" 

GR 55/23 

3.3. Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg 
- Vergabe der Installationsarbeiten "Heizungstechnik" 

GR 56/23 

4. Umbau des Gebäude Liebenzeller Straße 59 (ehemaliges Pflegeheim 
„Haus Grüntal“) zu einer Unterkunft für geflüchtete Menschen 
- Vergabe von Planungsleistungen 

TU 16/23 

5. Bebauungsplan sowie Satzung über örtliche Bauvorschriften 
"Talstraße-Römerweg - Erweiterung" in Schömberg 
Behandlung der eingegangenen Anregungen sowie Satzungsbeschluss 
aufgrund von § 10 Baugesetzbuch (BauGB), § 74 Landesbauordnung 
Baden-Württemberg (LBO) und § 4 Gemeindeordnung (GemO) 

TU 14/23 

6. Erddeponie „Hauswald“ in Schömberg-Schwarzenberg 
- Möglichkeit zur Rückübertragung der Aufgabe als öffentlich-
rechtlicher Entsorgungsträger nach § 6 Abs. 5 
Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) 
 
 
 
 

GR 57/23 
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7. Anerkennung der Niederschrift über die öffentliche Verhandlung des 
Gemeinderates vom 23.05.2023 

 

8. Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

9. Bekanntgaben, Verschiedenes  

 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Matthias Leyn 
Bürgermeister 



TOP 2.
Quartierskonzept Schömberg
- Vorstellung der Zwischenergebnisse durch die RBS 
wave GmbH



 

 

Vorlage-Nr.: GR 53/23 

Aktenzeichen: 022.3       

Schriftstück 577631 

Amt: Bauamt 

Datum: 14.06.2023 

 

SITZUNGSVORLAGE 
 
Quartierskonzept Schömberg 
- Vorstellung der Zwischenergebnisse durch die RBS wave GmbH           
 

Gremium Öffentlichkeitsstatus Datum TOP 
    

Gemeinderat öffentlich 27.06.2023 2. 

        
    

  

 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Gemeinderat nimmt die Präsentation der Zwischenergebnisse des Quartierskonzepts zur 
Kenntnis.  
 

2. Die Verwaltung bzw. der Fachplaner wird angehalten, die Zwischenergebnisse möglicher Nah-
wärmeverbunde bis zum Abschluss des Projekts (Herbst 2023) detaillierter auszuarbeiten.  
 

3. Bei positiven Ergebnissen des Quartierskonzepts wird die Verwaltung bevollmächtigt, einen 
Förderantrag für weitere Planungsleistungen zu beantragen bzw. Gespräche mit potentiellen 
Betreibern eines Wärmeliefer-Contractings aufzunehmen.  

 
 
 
Sachverhalt: 
 
Im Zuge des Ukraine-Kriegs und der damit verbundenen befürchteten Gas-Mangellage sind die Brenn-
stoffpreise enorm gestiegen. Ebenso hat das Bundeskabinett eine Novelle des Gebäudeenergiegeset-
zes (GEG) beschlossen, dass eine Verschärfung der bestehenden Regelungen bei der Installation einer 
neuen Heizung im Neubau und Bestand vorsieht. Der Krieg und die geplanten Änderungen beim Hei-
zungstausch hat zu Verunsicherungen bei der Bevölkerung geführt und erfordert krisensichere; kos-
tengünstige und ökologisch sinnvolle Maßnahmen, um die Wärmeversorgung sicherzustellen.  
 
Der Gemeinderat hat die Verwaltung mit der Erstellung eines integrierten energetischen Quartierskon-
zepts (KfW 432) beauftragt. Die Verwaltung hat hierzu einen Förderantrag für die Erstellung bei der 
KfW eingereicht. Dieser wurde mit einem Fördersatz von 75% für die zuschussfähigen Kosten in Höhe 
von maximal 113.673,00 € positiv bewilligt. Die Gemeindeverwaltung hat das Ingenieurbüro RBS wave 
GmbH bei der Erstellung des Quartierskonzepts beauftragt.  



 
Ziel des o.g. Quartierskonzepts ist es, energetisches Optimierungspotential im Kernort Schömberg auf-
zuzeigen (Untersuchungsgebiet s. Folie 6) und daraus Energieeffizienzmaßnahmen abzuleiten. Haupt-
augenmerk soll dabei auf möglichen Wärmeverbundlösungen liegen. Darüber hinaus werden Sanie-
rungspotential und Stärkung der öffentlichen Ladeinfrastruktur untersucht.  
 
In einer Bestandsaufnahme wurde der Gebäudebestand untersucht und nach Art der Gebäudenutzung, 
Baualter, Sanierungszustand und Art der Heizungstechnik aufgeschlüsselt. Hierzu wurde eine Umfrage 
veröffentlicht, in der sämtliche EinwohnerInnen Schömbergs aufgerufen war, Angaben zum den von 
ihnen bewohnten Gebäuden und der Heizungstechnik zu machen. Es zeigt sich, dass bisher vorrangig 
fossile Energieträger (Heizöl/Erdgas) zur Beheizung der Gebäude eingesetzt werden (knapp 70%). Hier-
bei fallen Gesamtemissionen von ca. 9.550 t/a an, von denen 55% dem Wohnsektor und 40% dem 
GHD-Sektor und sonstigen Verbrauchern (Pflegeheime, Kliniken etc.) zuzuordnen sind (s. Folie 8).  
 
Auf Basis der Bestandsaufnahme wird eine Potentialanalyse durchgeführt, in der infrage kommende 
Energieträger hinsichtlich der Eignung im Untersuchungsgebiet untersucht werden. Dies umfasst unter 
anderem Biomasse (lokal erzeugte Holzhackschnitzel), Abwasserwärme, Photovoltaik-Eignung auf vor-
handenen Dachflächen sowie geothermische Nutzung.  
 
Eine Detailuntersuchung wird für die Eignung des Untersuchungsgebiets für den Anschluss an ein Wär-
menetz untersucht. Hierzu wird in einem ersten Schritt die Wärmebedarfsdichte sämtlicher Gebäude 
aggregiert und in 200 x 200 m-Rastern dargestellt (s. u., vgl. Folie 10). 

 
Daraus lassen sich erste „Wärmeinseln“ identifizieren, die für die Etablierung eines Wärmeverbundes 
infrage kommen. Ein potenzielles Wärmenetz stellt die „Wärmeinsel Ost“, bestehend aus gewerblichen 
und privaten Anschlussnehmern im Bereich der Celenus-Klinik dar (s. Folie 11). Hierzu haben bereits 

Abbildung 1: Wärmebedarfsdichte Untersuchungsgebiet Kernort Schömberg 



erste Abstimmungen mit den Projektbeteiligten sowie einem möglichen Betreiber des Nahwärmenet-
zes stattgefunden. 
 
Weitere interessante Gebiete für einen Wärmeverbund stellen die Liebenzeller Str. sowie ggf. die 
Schwarzwaldstr. dar (s.u., vgl. Folie 12).  
 
Erweiterungen in die Talstraße bis zur Kinderklinik sowie der Calmbacher Str. zum BFW weisen gerin-
gere Wärmedichten aus, sodass ein wirtschaftlicher Betrieb voraussichtlich schwer darstellbar wäre. 
Der tatsächliche Ausbau würde je nach Nachfrage und nach Prüfung der Wirtschaftlichkeit durch den 
Betreiber des Nahwärmenetzes erfolgen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
       
Sollte der Wärmeverbund weiter untersucht werden, sind Detailplanungen erforderlich. Diese Planun-
gen sind über das Förderprogramm „Bundesförderung für effiziente Wärmenetze“ (BEW) förderfähig 
(50% der förderfähigen Ausgaben). Dazu wäre eine Antragsstellung beim Fördermittelgeber (BAFA) er-
forderlich. Der Bau des Nahwärmenetzes ist ebenfalls förderfähig. 
 
 
Sonstige Maßnahmen im Zuge des Quartierskonzepts 
 
Sanierung Gebäudebestand 
 
Der Großteil des Gebäudebestands weist aufgrund des Baualters sowie dem Sanierungszustand ein 
hohes Sanierungspotential auf. Bei der Verfolgung eines konsequenten Sanierungsfahrplans könnte 
der Wärmebedarf der Wohngebäude um 13 % reduziert werden, was für 19 % der CO2-Emissionen des 
Wärmesektors in Schömberg verantwortlich ist. 
 

Abbildung 2: mögliche Trassenabschnitte Wärmeverbund Schömberg 



Ausbau öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur 
 
Die Decarbonisierung des Verkehrssektors stellt ebenfalls einen wichtigen Baustein bei der Reduzie-
rung der CO2-Emissionen in Schömberg. Im Untersuchungsgebiet sind 7 öffentlich zugängliche Lade-
säulen mit 14 Ladepunkten vorhanden. Der Ladebedarf des derzeitigen E-Fahrzeugbestands kann mit-
hilfe dieser Ladesäulen sichergestellt werden.  
 
Bei dem prognostizierten bzw. politisch angestrebten Ausbau der Elektromobilität werden in Schöm-
berg je nach Ausbauszenario (50% bzw. 75% Elektrifizierung des Fahrzeugbestands) zwischen 2.500 
und 3.700 Elektrofahrzeuge bis 2050 erwartet. Um den öffentlichen Ladebedarf decken zu können, ist 
die Installation von knapp 70 bzw. 110 weiteren öffentlichen Ladepunkten erforderlich (35 – 55 Lade-
säulen mit je 2 Ladepunkten).  
 
Um die Vielzahl der Ladesäulen bereitstellen zu können, sind neue Standorte mit Ladeinfrastruktur zu 
erschließen bzw. bestehende zu erweitern sowie Gewerbetreibende zu involvieren. Der Ausbau der 
Ladeinfrastruktur sollte in enger Abstimmung mit dem Stromnetzbetreiber erfolgen, um Netzengpässe 
zu vermeiden bzw. frühzeitig einen Netzausbau anzustoßen. 
 
 
Anlagen: 
- Präsentation 
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Ablauf energetisches Quartierskonzept – KfW 432

4

Ausgangssituation 
Energetische Bilanz Potenzialanalyse

Maßnahmen
Szenarien Entwicklung

Umsetzungsplan und 
Dokumentation

• Endenergiebedarf
 Wärme
 Strom
 Verkehr

• Zukünftige 
Entwicklung

• Fragebogen

• Energieeinsparung
 Bauliche Sanierung 
 Effizienzmaßnahmen
 Elektromobilität

• Effizienzsteigerung
 Wärmeverbund
 Kraft-Wärme-Kopplung
 Erneuerbare Energien 

(PV, Solarthermie, 
Biomasse) 

 Geothermie

• Wirtschaftlichkeit
 Investitionen
 Strom-/ Wärmegestehungs-

kosten
 Amortisationsdauer

• Ökologie
 THG-Emissionen
 Luftschadstoffe
 Klimaschutzziele

• Ergebnisse
• Ergebnisbericht 
• Maßnahmenkatalog 
• Handlungsempfehlung
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Bestandsaufnahme



Bestandsanalyse - Untersuchungsgebiet

6

1995Gebäude gesamt

769Wohnen

13Kommunale Gebäude

186GHD & Sonstige

1027Nicht klassifiziert*

*nicht klassifiziert: Sonstige Gebäude ohne 
Wärmebedarf, z.B. Garage, Scheune, Stall, Turm, etc.

RBS wave | Hering/Seevers | 13.06.2023| QK Schömberg



Heizungsstruktur

AnzahlHeizungstyp 

400Heizöl*

249Erdgas

75Nachtspeicher

16Wärmepumpe

192Pellets*

37Holz*

969Gesamt

7

Ausgangsituation: keine Schornsteinfegerdaten

*Getroffene Annahmen: 
Baualtersklasse vor 2002: 70% Heizöl 

30% Biomasse*
 Heizungstausch mit Austauschrate 2% p.a.*

Baualtersklasse 2010 – 2019: Pellets

Echt-
daten

RBS wave | Hering/Seevers | 13.06.2023| QK Schömberg



Energie- und Treibhausgasbilanz 

8

Wärme-
sektor

CO2 in tEEB in GWhBrennstoff

5.47021Heizöl

3.38016Erdgas

5300,8Strom

1709Holz

9.55047GesamtRBS wave | Hering/Seevers | 13.06.2023| QK Schömberg

CO2 in tEEB in 
GWh

Gebäude-
Art

5.28027Wohnen

3.83018GHD & 
Sonstiges

4402Komm. 
Gebäude

9.55047Gesamt
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Wärmeverbund



Wärmenetzeignung

10

Potenzial Wärmenetz
• Bestimmung der Wärmenetzeignung 

nach KEA* Leitfaden Kommunale 
Wärmeplanung

• hohe Wärmebedarfsdichte durch 
Großverbraucher

• Wärmenetzeignung konventionelle 
Wärmenetze im Bestand

 Bsp. Straßenzug Liebenzeller Straße

RBS wave | Hering/Seevers | 13.06.2023| QK Schömberg

*KEA: Klimaschutz- und Energieagentur 
Baden-Württemberg



Wärmeinsel Ost

11

• Anzahl Ankerkunden: 5
• Anschlussleistung: 2 MW
• Mögl. Trassenlänge: 500 m
 Wärmedichte 7,78 MWh/ (m*a)
Überschlägige Wirtschaftlichkeit > 1,5 MWh/ (m*a)

Untersuchte Varianten: Reserve (Erweiterung):
- Holz / Gas / Luft-Wärmepumpe
- Holz / Gas / Erd-Wärmepumpe
- HHS / Gas / BHKW

Platzbedarf Heizzentrale: 430 m² 
zzgl. Rangierflächen, Anlieferverkehr, Abstandsflächen zu 
Baumbestand etc.

RBS wave | Hering/Seevers | 13.06.2023| QK Schömberg



Wärmenetzeignung

12

Wärme-
Dichte
AQ 50%

Wärme-
Dichte
AQ 100%

Trassen-
länge in 
m

WBD 
in 
MWh

Abschnitt

1,23
(0,77)

2,47
(1,35)

6041.491BFW -> 
Bergstraße
(ohne Schule)

1,04
(0,89)

2,09
(1,78)

695 1.455Bergstraße -> 
Kinderklinik
(+120 m 
Brühlweg)

0,551,11166184Bergstraße

2,03,986732.678W. Ost -> Kreisel

1,563,13270845Schwarzwaldstr.

 Erweiterung der Wärmeinsel Ost entlang 
Liebenzeller Straße 

 ggf. Stichleitung Schwarzwaldstraße

RBS wave | Hering/Seevers | 13.06.2023| QK Schömberg
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Projektzeitplan



Weitere Schritte im Konzept – vereinfacht dargestellt

1. Abschluss Bestandsaufnahme
2. Abschluss Potentialanalyse
3. Auswertung Fragebogen
4. Runder Tisch Wärmeinsel Ost
5. Skizzierung Nahwärmeleitungen / Heizzentrale
6. Zwischenpräsentation
7. Variantenvergleich Anlagentechniken
8. Anlagendimensionierung

(HHS/ SLK/EWS/ WP/ BHKW etc.)

14

9. Ermittlung Bedarf öffentliche Ladeinfrastruktur
10. Sanierungspotential Gebäudebestand
11. Kostenermittlung empfohlene Maßnahmen
12. Dokumentation 
13. Endpräsentation

RBS wave | Hering/Seevers | 13.06.2023| QK Schömberg



Zusammenfassung Wärmeverbund Schömberg

• Wärmeverbund Celenus-Klinik bis Kreisel Sparkasse, ggf. Stichleitung Richtung Kurhaus sinnvoll  weiter zu 
verfolgen!

• Kinderklinik, BFW eigenes Wärmenetz schwer wirtschaftlich darstellbar

• ggf. punktuelle Erweiterungen des Nahwärmetzes möglich – Detailbetrachtungen erforderlich

• Betreibersuche Nahwärmeverbund erforderlich – Abstimmung mit pot. Betreibern Wärmeinsel Ost

• Alternativen (Einzelversorgung):
• Wärmepumpe mit Erdwärmenutzung – Potential vorhanden
• Biomassefeuerung oder Luft-Wärmepumpe

15 RBS wave | Hering/Seevers | 13.06.2023| QK Schömberg
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Zeit für Fragen und Diskussion!

RBS wave | Hering/Seevers | 13.06.2023| QK Schömberg



Kontakt RBS wave

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Julian Seevers
Projektbearbeitung

RBS wave GmbH
Telefon: 0151 176 637 47
j.seevers@rbs-wave.de

Standort Ettlingen
Ludwig-Erhard-Str. 2
76275 Ettlingen

Raphael Hering
Projektleitung

RBS wave GmbH
Telefon: 07243 / 5888 133
r.hering@rbs-wave.de

Standort Ettlingen
Ludwig-Erhard-Str. 2
76275 Ettlingen

17 RBS wave | Hering/Seevers | 13.06.2023| QK Schömberg



TOP 3.1.
Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg
- Vergabe der Installationsarbeiten "Sanitärtechnik"



 

 

Vorlage-Nr.: GR 54/23 

Aktenzeichen: 022.3       

Schriftstück 577622 

Amt: Bauamt 

Datum: 13.06.2023 

 

SITZUNGSVORLAGE 
 
Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg 
- Vergabe der Installationsarbeiten "Sanitärtechnik"           
 

Gremium Öffentlichkeitsstatus Datum TOP 
    

Gemeinderat öffentlich 27.06.2023 3.1. 

        
    

  

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Installationsarbeiten „Sanitärtechnik“ zur Sanierung der Ludwig-Uh-
land-Schule in Schömberg an die preisgünstigste Bieterin, die Firma Heizbross GmbH Heizung und Sa-
nitär aus 72202 Nagold zu vergeben. 
 
Sachverhalt: 
 
Der Gemeinderat hat die Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule beschlossen. Zuletzt wurde vom Ge-
meinderat beschlossen, im Zuge der Sanierungsarbeiten zusätzliche Unterhaltungsleistungen außer-
halb des Förderantrages ausführen zu lassen. Es wird hierzu rückblickend auf die Sitzungsvorlage ö. TU 
41/22 verwiesen. Die Sanierungsplanung wurde durch das Ingenieurbüro Dorner und Partner aus Al-
tensteig erstellt. Die haustechnische Fachplanung hat das Ingenieurbüro Franz übernommen. 
 
Die erforderlichen Installationsarbeiten wurden beschränkt ausgeschrieben. 9  Firmen wurden zur An-
gebotsabgabe aufgefordert, 2 Angebote wurden fristgerecht eingereicht. Die beschränkte Ausschrei-
bung erfolgte im Mai / Juni 2023. Zur Submission am 13. Juni 2023 sind drei Angebote eingegangen. 
Nach rechnerischer, technischer und wirtschaftlicher Prüfung ergibt sich folgende Bieterrangfolge: 
 

 
 

Rang Bieter 
Angebotspreis 

(brutto) 

1 
Heizbross GmbH Heizung und Sanitär 
72202 Nagold 

127.562,32 € 

2 
Fa. Gauß GmbH Nagold 
72202 Nagold 

134.004,83 € 



Das Angebotsergebnis entspricht den Erwartungen sowie der Kostenberechnung. Die Prüfung der Ein-
heitspreise ergab, dass diese nicht überhöht und auskömmlich kalkuliert wurden. 
Das Ingenieurbüro Franz hat im Rahmen ihrer Kostenermittlung mit Kosten i. H. v. rund 159.000,- € 
gerechnet. Das Angebot der Firma Heizbross GmbH Heizung und Sanitär liegt um ca. 31.438,- € unter 
der Kostenermittlung.  
 
Im Leistungsumfang sind folgende Arbeiten enthalten: 
 

 14 Sanitäre Einrichtungsgegenstände, 2 St. WC-Trennwände  

 3 Trinkwasserverteiler mit Armaturen DN 25 - DN 40 

 ca. 300 m Rohrleitungen DN 25 - DN 40 mit Isolierung 

 ca. 80 m Schmutzwasserleitungen DN 50 - DN 100 

 ca. 8 Stück Raumentlüftungen mit Zubehör  
 

Die Verwaltung empfiehlt den Auftrag an die Firma Heizbross GmbH Heizung und Sanitär aus 72202 
Nagold zu erteilen. 
 
 
Finanzierung:  
 
In der Einzeldarstellung der Investitionsmaßnahmen des Haushaltsplanes 2023 ist die Sanierung der 
Ludwig-Uhland-Schule mit Gesamtausgaben von 6,25 Mio. Euro (Produkt: 21.10.0300, Maßnahme: 
0066) dargestellt. Aufgrund der bereits bewilligten Förderzuweisungen vom Land Baden-Württemberg 
rechnet die Gemeinde mit 978.000,- Euro Einnahmen aus dem kommunalen Sanierungsfond. Weiter 
sind für die Erneuerung der Gebäudetechnik zusätzliche Fördermittel in Höhe von 280.621,- Euro aus 
dem Bundesförderprogramm für effiziente Gebäude bewilligt. Aus dem Ausgleichstock wurde eine In-
vestitionshilfe in Höhe von 182.000,- Euro für die Umsetzung der Sanierungsmaßnahme bewilligt 
 
 
Anlagen: 
- Kostenfortschreibung 
 



Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg
Stand: 04/2023

Kostenfortschreibung zur Vergabe der Bauleistungen

 Gewerke
Aus- 

schreibung

 Kosten- 

berechnung 

09/2022 

 Zusätzliche 

Leistungen gem. 

ö. TU 47/22 

 Kosten- 

berechnung mit 

zus. Leistungen 

 Einsparungen 

gem. Beschluss 

am 29.11.2022 

 Gesamtkosten- 

berechnung 

Stand: 09/2022 

 Geprüfte Vergabe- 

summen 

 Noch offene 

Vergaben 

 Zu erwartende 

Gesamt-

vergabesumme 

KG 300 - Baukonstruktion

Gerüstarbeiten Öffentlich 146.400,00 €         146.400,00 €         146.400,00 €         119.110,08 €         119.110,08 €         

Rohbau- und Abbrucharbeiten Öffentlich 233.200,00 €         233.200,00 €         233.200,00 €         339.404,78 €         339.404,78 €         

Flachdachabdichtung beschränkt 22.800,00 €           30.000,00 €           52.800,00 €           52.800,00 €           ohne Angebot 52.800,00 €           52.800,00 €           

Klempnerarbeiten beschränkt 10.700,00 €           10.700,00 €           10.700,00 €           ohne Angebot 10.700,00 €           10.700,00 €           

Außenanstrich/WDVS Öffentlich 221.100,00 €         221.100,00 €         221.100,00 €         173.075,16 €         173.075,16 €         

Fliesen- und Estricharbeiten Beschränkt 43.300,00 €           43.300,00 €           43.300,00 €           41.447,85 €           41.447,85 €           

Fenster, Fassaden und Außentüren (Aufzugstürme) Öffentlich 126.300,00 €         126.300,00 €         126.300,00 €         68.306,00 €           68.306,00 €           

Stahlzargen und Holztüren Beschränkt 37.600,00 €           19.200,00 €           56.800,00 €           56.800,00 €           30.392,60 €           30.392,60 €           

Brandschutz- und Außentüren (Aust. Bestandstü.) Öffentlich 235.900,00 €         50.600,00 €           286.500,00 €         286.500,00 €         254.010,62 €         254.010,62 €         

Schlosserarbeiten - Fluchtstege Öffentlich 60.200,00 €           60.200,00 €           60.200,00 €           noch offen 60.200,00 €           60.200,00 €           

Maler- und Lackierarbeiten (Innen) Öffentlich 144.700,00 €         74.000,00 €           218.700,00 €         218.700,00 €         aufzuheben 218.700,00 €         218.700,00 €         

Bodenbelagsarbeiten beschränkt 16.600,00 €           671.200,00 €         687.800,00 €         671.200,00 €-         16.600,00 €           ohne Angebot 16.600,00 €           16.600,00 €           

Trockenbau- und Innenputzarbeiten Öffentlich 167.800,00 €         167.800,00 €         167.800,00 €         209.120,13 €         209.120,13 €         

Plattformlift noch offen 85.700,00 €           85.700,00 €           85.700,00 €           noch offen 85.700,00 €           85.700,00 €           

Personenaufzüge Öffentlich 141.000,00 €         141.000,00 €         141.000,00 €         104.943,72 €         104.943,72 €         

Umzugsarbeiten noch offen 27.000,00 €           27.000,00 €           27.000,00 €           noch offen 27.000,00 €           27.000,00 €           

KG 400 - Technische Anlagen

Sanitärinstallation beschränkt 159.000,00 €         159.000,00 €         159.000,00 €         127.562,32 €         127.562,32 €         

Heizungsinstallation Öffentlich 603.200,00 €         603.200,00 €         603.200,00 €         727.169,79 €         727.169,79 €         

Lüftungsinstallation beschränkt 195.000,00 €         195.000,00 €         195.000,00 €         164.075,66 €         164.075,66 €         

Brandmeldeanlage Öffentlich 171.250,00 €         171.250,00 €         123.472,00 €         117.590,06 €         117.590,06 €         

Elektroinstallation und Sicherheitsbeleuchtung noch offen 612.500,00 €         814.000,00 €         1.426.500,00 €     1.426.500,00 €     noch offen 1.426.500,00 €     1.426.500,00 €     

Blitzschutztechnische Anlagen Öffentlich 11.250,00 €           11.250,00 €           9.163,00 €             6.500,00 €             6.500,00 €             

KG 500 - Außenanlagen

Pflaster- und Asphaltarbeiten noch offen 27.700,00 €           27.700,00 €           27.700,00 €           noch offen 27.700,00 €           27.700,00 €           

KG 600 - Nebenkosten
Honorare Architekten, Fachplaner, Statik, Verm. vergeben 735.000,00 €         348.000,00 €         1.083.000,00 €     140.952,00 €-         942.048,00 €         942.048,00 €         942.048,00 €         

4.235.200,00 €     2.007.000,00 €     6.242.200,00 €     812.152,00 €-         5.380.183,00 €     3.424.756,77 €     1.925.900,00 €     5.350.656,77 €     

* In der Einzeldarstellung der Investitionsmaßnahmen des Haushaltsplanes 2023 ist die Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule mit Gesamtausgaben von  6.250.000,- Euro (Produkt: 21.10.0300; Maßnahme: 0066) dargestellt.



TOP 3.2.
Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg
- Vergabe der Installationsarbeiten "Lüftungstechnik"



 

 

Vorlage-Nr.: GR 55/23 

Aktenzeichen: 022.3       

Schriftstück 577621 

Amt: Bauamt 

Datum: 13.06.2023 

 

SITZUNGSVORLAGE 
 
Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg 
- Vergabe der Installationsarbeiten "Lüftungstechnik"           
 

Gremium Öffentlichkeitsstatus Datum TOP 
    

Gemeinderat öffentlich 27.06.2023 3.2. 

        
    

  

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Installationsarbeiten „Lüftungstechnik“ zur Sanierung der Ludwig-Uh-
land-Schule in Schömberg an die preisgünstigste Bieterin, die Firma Climair Gebäudetechnik GmbH aus 
71111 Waldenbuch zu vergeben. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Der Gemeinderat hat die Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule beschlossen. Zuletzt wurde vom Ge-
meinderat beschlossen, im Zuge der Sanierungsarbeiten zusätzliche Unterhaltungsleistungen außer-
halb des Förderantrages ausführen zu lassen. Es wird hierzu rückblickend auf die Sitzungsvorlage ö. TU 
41/22 verwiesen. Die Sanierungsplanung wurde durch das Ingenieurbüro Dorner und Partner aus Al-
tensteig erstellt. Die haustechnische Fachplanung hat das Ingenieurbüro Franz übernommen. 
 
Die erforderlichen Installationsarbeiten wurden beschränkt ausgeschrieben. 7 Firmen wurden zur An-
gebotsabgabe aufgefordert, 3 Angebote wurden fristgerecht eingereicht. Die beschränkte Ausschrei-
bung erfolgte im Mai / Juni 2023. Zur Submission am 13. Juni 2023 sind drei Angebote eingegangen. 
Nach rechnerischer, technischer und wirtschaftlicher Prüfung ergibt sich folgende Bieterrangfolge: 
 

Rang Bieter 
Angebotspreis 

(brutto) 

1 
Climair Gebäudetechnik GmbH 
71111 Waldenbuch 

164.406,95 € 

2 
 

Heizbross GmbH Heizung und Sanitär 
72202 Nagold 

192.753,18 € 



 
Das Angebotsergebnis entspricht den Erwartungen sowie der Kostenberechnung. Die Prüfung der Ein-
heitspreise ergab, dass diese nicht überhöht und auskömmlich kalkuliert wurden. 
 
Das Ingenieurbüro Franz hat im Rahmen ihrer Kostenermittlung mit Kosten i. H. v. rund 195.000,-€ 
gerechnet. Das Angebot der Firma Climair Gebäudetechnik GmbH liegt um ca. 30.593,05 € unter der 
Kostenermittlung.  
 
Im Leistungsumfang sind folgende Arbeiten enthalten: 
 

 1 RLT-Gerät 2.600 m³/h, 1 RLT-Gerät 6.100 m³/h 

 1 Außenluftansaugturm in Edelstahl Durchmesser 1.000 mm 

 ca. 330 m² Lüftungskanäle und Formteile ca. 70 m²  

 Isolierungsarbeiten 
 

Die Verwaltung empfiehlt den Auftrag an die Firma Climair Gebäudetechnik GmbH zu erteilen. 
 
 
Finanzierung:  
 
In der Einzeldarstellung der Investitionsmaßnahmen des Haushaltsplanes 2023 ist die Sanierung der 
Ludwig-Uhland-Schule mit Gesamtausgaben von 6,25 Mio. Euro (Produkt: 21.10.0300, Maßnahme: 
0066) dargestellt. Aufgrund der bereits bewilligten Förderzuweisungen vom Land Baden-Württemberg 
rechnet die Gemeinde mit 978.000,- Euro Einnahmen aus dem kommunalen Sanierungsfond. Weiter 
sind für die Erneuerung der Gebäudetechnik zusätzliche Fördermittel in Höhe von 280.621,- Euro aus 
dem Bundesförderprogramm für effiziente Gebäude bewilligt. Aus dem Ausgleichstock wurde eine In-
vestitionshilfe in Höhe von 182.000,- Euro für die Umsetzung der Sanierungsmaßnahme bewilligt. 
 
 
 
Anlagen: 
- Kostenfortschreibung 
 

3 
 

Fa. Gauß GmbH Nagold 
72202 Nagold 

200.841,94 € 



Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg
Stand: 04/2023

Kostenfortschreibung zur Vergabe der Bauleistungen

 Gewerke
Aus- 

schreibung

 Kosten- 

berechnung 

09/2022 

 Zusätzliche 

Leistungen gem. 

ö. TU 47/22 

 Kosten- 

berechnung mit 

zus. Leistungen 

 Einsparungen 

gem. Beschluss 

am 29.11.2022 

 Gesamtkosten- 

berechnung 

Stand: 09/2022 

 Geprüfte Vergabe- 

summen 

 Noch offene 

Vergaben 

 Zu erwartende 

Gesamt-

vergabesumme 

KG 300 - Baukonstruktion

Gerüstarbeiten Öffentlich 146.400,00 €         146.400,00 €         146.400,00 €         119.110,08 €         119.110,08 €         

Rohbau- und Abbrucharbeiten Öffentlich 233.200,00 €         233.200,00 €         233.200,00 €         339.404,78 €         339.404,78 €         

Flachdachabdichtung beschränkt 22.800,00 €           30.000,00 €           52.800,00 €           52.800,00 €           ohne Angebot 52.800,00 €           52.800,00 €           

Klempnerarbeiten beschränkt 10.700,00 €           10.700,00 €           10.700,00 €           ohne Angebot 10.700,00 €           10.700,00 €           

Außenanstrich/WDVS Öffentlich 221.100,00 €         221.100,00 €         221.100,00 €         173.075,16 €         173.075,16 €         

Fliesen- und Estricharbeiten Beschränkt 43.300,00 €           43.300,00 €           43.300,00 €           41.447,85 €           41.447,85 €           

Fenster, Fassaden und Außentüren (Aufzugstürme) Öffentlich 126.300,00 €         126.300,00 €         126.300,00 €         68.306,00 €           68.306,00 €           

Stahlzargen und Holztüren Beschränkt 37.600,00 €           19.200,00 €           56.800,00 €           56.800,00 €           30.392,60 €           30.392,60 €           

Brandschutz- und Außentüren (Aust. Bestandstü.) Öffentlich 235.900,00 €         50.600,00 €           286.500,00 €         286.500,00 €         254.010,62 €         254.010,62 €         

Schlosserarbeiten - Fluchtstege Öffentlich 60.200,00 €           60.200,00 €           60.200,00 €           noch offen 60.200,00 €           60.200,00 €           

Maler- und Lackierarbeiten (Innen) Öffentlich 144.700,00 €         74.000,00 €           218.700,00 €         218.700,00 €         aufzuheben 218.700,00 €         218.700,00 €         

Bodenbelagsarbeiten beschränkt 16.600,00 €           671.200,00 €         687.800,00 €         671.200,00 €-         16.600,00 €           ohne Angebot 16.600,00 €           16.600,00 €           

Trockenbau- und Innenputzarbeiten Öffentlich 167.800,00 €         167.800,00 €         167.800,00 €         209.120,13 €         209.120,13 €         

Plattformlift noch offen 85.700,00 €           85.700,00 €           85.700,00 €           noch offen 85.700,00 €           85.700,00 €           

Personenaufzüge Öffentlich 141.000,00 €         141.000,00 €         141.000,00 €         104.943,72 €         104.943,72 €         

Umzugsarbeiten noch offen 27.000,00 €           27.000,00 €           27.000,00 €           noch offen 27.000,00 €           27.000,00 €           

KG 400 - Technische Anlagen

Sanitärinstallation beschränkt 159.000,00 €         159.000,00 €         159.000,00 €         127.562,32 €         127.562,32 €         

Heizungsinstallation Öffentlich 603.200,00 €         603.200,00 €         603.200,00 €         727.169,79 €         727.169,79 €         

Lüftungsinstallation beschränkt 195.000,00 €         195.000,00 €         195.000,00 €         164.075,66 €         164.075,66 €         

Brandmeldeanlage Öffentlich 171.250,00 €         171.250,00 €         123.472,00 €         117.590,06 €         117.590,06 €         

Elektroinstallation und Sicherheitsbeleuchtung noch offen 612.500,00 €         814.000,00 €         1.426.500,00 €     1.426.500,00 €     noch offen 1.426.500,00 €     1.426.500,00 €     

Blitzschutztechnische Anlagen Öffentlich 11.250,00 €           11.250,00 €           9.163,00 €             6.500,00 €             6.500,00 €             

KG 500 - Außenanlagen

Pflaster- und Asphaltarbeiten noch offen 27.700,00 €           27.700,00 €           27.700,00 €           noch offen 27.700,00 €           27.700,00 €           

KG 600 - Nebenkosten
Honorare Architekten, Fachplaner, Statik, Verm. vergeben 735.000,00 €         348.000,00 €         1.083.000,00 €     140.952,00 €-         942.048,00 €         942.048,00 €         942.048,00 €         

4.235.200,00 €     2.007.000,00 €     6.242.200,00 €     812.152,00 €-         5.380.183,00 €     3.424.756,77 €     1.925.900,00 €     5.350.656,77 €     

* In der Einzeldarstellung der Investitionsmaßnahmen des Haushaltsplanes 2023 ist die Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule mit Gesamtausgaben von  6.250.000,- Euro (Produkt: 21.10.0300; Maßnahme: 0066) dargestellt.



TOP 3.3.
Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg
- Vergabe der Installationsarbeiten "Heizungstechnik"



 

 

Vorlage-Nr.: GR 56/23 

Aktenzeichen: 211.21       

Schriftstück 577623 

Amt: Bauamt 

Datum: 13.06.2023 

 

SITZUNGSVORLAGE 
 
Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg 
- Vergabe der Installationsarbeiten "Heizungstechnik"           
 

Gremium Öffentlichkeitsstatus Datum TOP 
    

Gemeinderat öffentlich 27.06.2023 3.3. 

Gemeinderat öffentlich 25.07.2023       
    

  

 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung mit der Durchführung eines Verhandlungsverfah-
rens gemäß VOB/A § 3a Abs. 4. 
 

2. Der Gemeinderat ermächtigt die Verwaltung, nach herbeigeführter Einigung mit einem wirt-
schaftlichen Angebotsergebnis, zur eigenständigen Beauftragung der Installationsarbeiten 
„Heizungstechnik“. 
 

 
Sachverhalt: 
 
Der Gemeinderat hat die Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule beschlossen. Zuletzt wurde vom Ge-
meinderat beschlossen, im Zuge der Sanierungsarbeiten zusätzliche Unterhaltungsleistungen außer-
halb des Förderantrages ausführen zu lassen. Es wird hierzu rückblickend auf die Sitzungsvorlage ö. TU 
41/22 verwiesen. Die Sanierungsplanung wurde durch das Ingenieurbüro Dorner und Partner aus Al-
tensteig erstellt. Die haustechnische Fachplanung hat das Ingenieurbüro Franz übernommen. 
 
Die erforderlichen Installationsarbeiten wurden öffentlich ausgeschrieben. Die öffentliche Ausschrei-
bung erfolgte im Mai / Juni 2023. Zur Submission am 13. Juni 2023 sind drei Angebote eingegangen. 
Nach rechnerischer, technischer und wirtschaftlicher Prüfung ergibt sich folgende Bieterrangfolge: 
 

Rang Bieter 
Angebotspreis 

(brutto) 

1 
Heizbross GmbH Heizung und Sanitär 
72202 Nagold 

727.169,79 € 

2 
Fa. Gauß GmbH Nagold 
72202 Nagold 

782.460,40 € 



 
Das Ingenieurbüro Franz hat im Rahmen ihrer Kostenermittlung mit Kosten i. H. v. rund 603.200,-€ 
gerechnet. Das Angebot der Firma Heizbross GmbH Heizung und Sanitär liegt um ca. 123.969,- € über 
der Kostenermittlung.  
 
Vorsorglich wurde die Kostenberechnung auf Vollständigkeit, und die Ermittlung der Mengenansätze 
des ausgeschriebenen Leistungsumfang nochmals geprüft, ohne Feststellung von Unstimmigkeiten. 
 
Ein ergänzend durchgeführter Vergleich mit dem bepreisten Leistungsverzeichnis mit Einheitspreisen 
ähnlicher Objekte bestätigt, dass es sich bei dem Ergebnis um ein Angebot mit unangemessen hohem 
Preis handelt, auf das gemäß VOB/A § 16d (1) Abs. 1 ein Zuschlag nicht erteilt werden darf. Die öffent-
liche Ausschreibung wäre lt. § 17 (1) Abs. 3 VOB/A aufzuheben. 
 
Im Leistungsumfang sind folgende Arbeiten enthalten: 
 

 2 Pelletskessel 160 kW 

 2 Gas-Brennwertkessel 300 kW 

 1 Pelletskessel mit Raumaustragungen 

 3 Abgasanlagen DN 250 in vorhandenem Schornstein  

 1 Verteilung und Armaturen DN 32 – DN 100; 10 Gruppen ca. 120 St. Austausch Thermostat-
ventile DN 15 – DN 20, 1 Pufferspeicher 10 m³, vor Ort geschweißt 

 1 Warmwasserbereiter 500 Liter  

 ca. 700 m Rohrleitungen DN 15 – DN 100 mit Isolierungen 

 ca. 300 m erdverlegte Leitungen mit Zubehör   
 

Aufgrund des geplanten Ausführungsbeginns im Juli 2023 und davon ausgehend, dass mit einer an-
schließenden beschränkten Ausschreibung kein wirtschaftlicheres Ergebnis erzielt werden kann, wird 
als Fortsetzung des Verfahrens gemäß VOB/A § 3a Abs. 4 die Durchführung eines Verhandlungsverfah-
rens empfohlen. 
 
Auf der Grundlage des Angebotes des preisgünstigsten Bieters, mit den Erkenntnissen aus den Ange-
botsprüfungen werden anlässlich des Bietergesprächs die Angemessenheit auffälliger Einheitspreise 
bzw. deren Kalkulation hinterfragt, so dass nach herbeigeführter Einigung mit einem wirtschaftliche-
rem Angebotsergebnis und termingerechten Ausführungsbeginn zu rechnen ist. 
 
 
Finanzierung:  
 
In der Einzeldarstellung der Investitionsmaßnahmen des Haushaltsplanes 2023 ist die Sanierung der 
Ludwig-Uhland-Schule mit Gesamtausgaben von 6,25 Mio. Euro (Produkt: 21.10.0300, Maßnahme: 
0066) dargestellt. Aufgrund der bereits bewilligten Förderzuweisungen vom Land Baden-Württemberg 
rechnet die Gemeinde mit 978.000,- Euro Einnahmen aus dem kommunalen Sanierungsfond. Weiter 
sind für die Erneuerung der Gebäudetechnik zusätzliche Fördermittel in Höhe von 280.621,- Euro aus 
dem Bundesförderprogramm für effiziente Gebäude bewilligt. Aus dem Ausgleichstock wurde eine In-
vestitionshilfe in Höhe von 182.000,- Euro für die Umsetzung der Sanierungsmaßnahme bewilligt 
 
 
 

3 
Faßnacht Wärmetechnik GmbH 
72160 Horb 

813.044,88 € 



Anlagen: 
- Kostenfortschreibung 
 



Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule in Schömberg
Stand: 04/2023

Kostenfortschreibung zur Vergabe der Bauleistungen

 Gewerke
Aus- 

schreibung

 Kosten- 

berechnung 

09/2022 

 Zusätzliche 

Leistungen gem. 

ö. TU 47/22 

 Kosten- 

berechnung mit 

zus. Leistungen 

 Einsparungen 

gem. Beschluss 

am 29.11.2022 

 Gesamtkosten- 

berechnung 

Stand: 09/2022 

 Geprüfte Vergabe- 

summen 

 Noch offene 

Vergaben 

 Zu erwartende 

Gesamt-

vergabesumme 

KG 300 - Baukonstruktion

Gerüstarbeiten Öffentlich 146.400,00 €         146.400,00 €         146.400,00 €         119.110,08 €         119.110,08 €         

Rohbau- und Abbrucharbeiten Öffentlich 233.200,00 €         233.200,00 €         233.200,00 €         339.404,78 €         339.404,78 €         

Flachdachabdichtung beschränkt 22.800,00 €           30.000,00 €           52.800,00 €           52.800,00 €           ohne Angebot 52.800,00 €           52.800,00 €           

Klempnerarbeiten beschränkt 10.700,00 €           10.700,00 €           10.700,00 €           ohne Angebot 10.700,00 €           10.700,00 €           

Außenanstrich/WDVS Öffentlich 221.100,00 €         221.100,00 €         221.100,00 €         173.075,16 €         173.075,16 €         

Fliesen- und Estricharbeiten Beschränkt 43.300,00 €           43.300,00 €           43.300,00 €           41.447,85 €           41.447,85 €           

Fenster, Fassaden und Außentüren (Aufzugstürme) Öffentlich 126.300,00 €         126.300,00 €         126.300,00 €         68.306,00 €           68.306,00 €           

Stahlzargen und Holztüren Beschränkt 37.600,00 €           19.200,00 €           56.800,00 €           56.800,00 €           30.392,60 €           30.392,60 €           

Brandschutz- und Außentüren (Aust. Bestandstü.) Öffentlich 235.900,00 €         50.600,00 €           286.500,00 €         286.500,00 €         254.010,62 €         254.010,62 €         

Schlosserarbeiten - Fluchtstege Öffentlich 60.200,00 €           60.200,00 €           60.200,00 €           noch offen 60.200,00 €           60.200,00 €           

Maler- und Lackierarbeiten (Innen) Öffentlich 144.700,00 €         74.000,00 €           218.700,00 €         218.700,00 €         aufzuheben 218.700,00 €         218.700,00 €         

Bodenbelagsarbeiten beschränkt 16.600,00 €           671.200,00 €         687.800,00 €         671.200,00 €-         16.600,00 €           ohne Angebot 16.600,00 €           16.600,00 €           

Trockenbau- und Innenputzarbeiten Öffentlich 167.800,00 €         167.800,00 €         167.800,00 €         209.120,13 €         209.120,13 €         

Plattformlift noch offen 85.700,00 €           85.700,00 €           85.700,00 €           noch offen 85.700,00 €           85.700,00 €           

Personenaufzüge Öffentlich 141.000,00 €         141.000,00 €         141.000,00 €         104.943,72 €         104.943,72 €         

Umzugsarbeiten noch offen 27.000,00 €           27.000,00 €           27.000,00 €           noch offen 27.000,00 €           27.000,00 €           

KG 400 - Technische Anlagen

Sanitärinstallation beschränkt 159.000,00 €         159.000,00 €         159.000,00 €         127.562,32 €         127.562,32 €         

Heizungsinstallation Öffentlich 603.200,00 €         603.200,00 €         603.200,00 €         727.169,79 €         727.169,79 €         

Lüftungsinstallation beschränkt 195.000,00 €         195.000,00 €         195.000,00 €         164.075,66 €         164.075,66 €         

Brandmeldeanlage Öffentlich 171.250,00 €         171.250,00 €         123.472,00 €         117.590,06 €         117.590,06 €         

Elektroinstallation und Sicherheitsbeleuchtung noch offen 612.500,00 €         814.000,00 €         1.426.500,00 €     1.426.500,00 €     noch offen 1.426.500,00 €     1.426.500,00 €     

Blitzschutztechnische Anlagen Öffentlich 11.250,00 €           11.250,00 €           9.163,00 €             6.500,00 €             6.500,00 €             

KG 500 - Außenanlagen

Pflaster- und Asphaltarbeiten noch offen 27.700,00 €           27.700,00 €           27.700,00 €           noch offen 27.700,00 €           27.700,00 €           

KG 600 - Nebenkosten
Honorare Architekten, Fachplaner, Statik, Verm. vergeben 735.000,00 €         348.000,00 €         1.083.000,00 €     140.952,00 €-         942.048,00 €         942.048,00 €         942.048,00 €         

4.235.200,00 €     2.007.000,00 €     6.242.200,00 €     812.152,00 €-         5.380.183,00 €     3.424.756,77 €     1.925.900,00 €     5.350.656,77 €     

* In der Einzeldarstellung der Investitionsmaßnahmen des Haushaltsplanes 2023 ist die Sanierung der Ludwig-Uhland-Schule mit Gesamtausgaben von  6.250.000,- Euro (Produkt: 21.10.0300; Maßnahme: 0066) dargestellt.



TOP 4.
Umbau des Gebäude Liebenzeller Straße 59 
(ehemaliges Pflegeheim „Haus Grüntal“) zu einer 
Unterkunft für geflüchtete Menschen
- Vergabe von Planungsleistungen



 

 

Vorlage-Nr.: TU 16/23 

Aktenzeichen: 103.547       

Schriftstück 576808 

Amt: Bauamt 

Datum: 08.05.2023 

 

SITZUNGSVORLAGE 
 
Umbau des Gebäude Liebenzeller Straße 59 (ehemaliges Pflegeheim "Haus Grüntal") zu einer Un-
terkunft für geflüchtete Menschen 
 
- Vergabe von Planungsleistungen 
- Beschluss über die Durchführung eines vorgezogenen Vergabeverfahrens zur Erneuerung der Wär-
meerzeugungsanlage 
 

Gremium Öffentlichkeitsstatus Datum TOP 
    

Technik- und Umweltausschuss nichtöffentlich 13.06.2023 1. 

Gemeinderat öffentlich 27.06.2023 4. 
    

  

 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Gemeinderat beschließt, das von der Gemeinde erworbene Gebäude Liebenzeller Straße 
59 (ehemaliges Pflegeheim „Haus Grüntal“) zu einer Unterkunft für geflüchtete Menschen um-
bauen zu wollen. 
 

2. Der Gemeinderat beschließt, den Planungsauftrag zum Umbau des Gebäudes, stufenweise und 
zunächst bis zur Erlangung der Genehmigungsplanung, an das Ingenieurbüro Herrling aus 75180 
Pforzheim zu vergeben. Die Verwaltung wird ermächtig den entsprechenden Planungsauftrag 
auszufertigen. 
 

3. Der Gemeinderat ermächtigt die Verwaltung weiter zur eigenständigen Beauftragung weiterer 
erforderlicher Fachgutachter (z.B. Brandschutzsachverständiger, etc.). 
 

4. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung mit der Durchführung eines vorgezogenen Verga-
beverfahren zur Erneuerung der Wärmeerzeugungsanlage. Bei der Prüfung von alternativen 
Möglichkeiten sollen ökologische, wirtschaftliche und nachhaltige Aspekte berücksichtigt wer-
den. 
 

5. Der Gemeinderat stellt zur Finanzierung der Planungsleistungen sowie zur Erneuerung der Wär-
meerzeugungsanlage im Haushaltsjahr 2023 außerplanmäßig 150.000,- Euro zur Verfügung. 

 
  



 
Sachverhalt: 
 
Die monatlichen Zugänge von Geflüchteten sind in diesem Jahr weiterhin unverändert hoch. Insbeson-
dere der Krieg in der Ukraine hat im vergangenen Jahr zu enorm hohen Aufnahmeverpflichtungen der 
Landkreise geführt, die parallel zum gewohnten Aufnahme- und Unterbringungssystem über Erstauf-
nahmeeinrichtungen laufen. Derzeit hat der Landkreis monatlich rund 150 Personen aufzunehmen – 
wobei die bundesweite Verteilung von Personen aus der Ukraine, die schwerpunktmäßig im Großraum 
Berlin ankommen, weiterhin nur schwer planbar ist.   
  
Der Landkreis baut in seiner Zuständigkeit der „vorläufigen Unterbringung“ weiterhin Kapazitäten aus. 
Die Gemeinden sind angehalten im Rahmen ihrer Aufnahmeverpflichtung die Unterbringungsplätze im 
Rahmen der „Anschlussunterbringungen“ auszubauen. In die Anschlussunterbringung werden Geflüch-
tete zugewiesen, die zuvor in der vorläufigen Unterbringung des Landkreises waren.  
 
Die derzeitige Asylunterkunft (Anschlussunterbringung) in der Hugo-Römpler-Str. 21 (ehemaliges 
Mönchs-Lamm) mietet die Gemeinde Schömberg seit dem Jahr 2018 beim Landkreis an. Aufgrund des 
hohen Bedarfs an Unterbringungsmöglichkeiten hat der Landkreis bereits im Jahr 2022 den zweiten 
Teil des Mönchs-Lamm (Hugo-Römpler-Str. 21/1) in eine vorläufige Unterbringung umgenutzt. Da die 
Zuzüge an Geflüchteten weiterhin hoch sind, hat der Landkreis Bedarf an dem von der Gemeinde an-
gemieteten Gebäudeteil angemeldet, welchen die Gemeinde Schömberg aktuell noch als Asylunter-
kunft nutzt. Daher war die Gemeinde Schömberg angehalten, sich schnellstmöglich um eine andere 
geeignete Unterkunft für die Unterbringung von Geflüchteten zu kümmern. Die Räumlichkeiten des 
ehemaligen „Haus Grüntal“ bieten hierfür eine sehr gute Grundlage. Alternativ hätte die Gemeinde 
Containersiedlungen aufstellen müssen. Hierfür gibt es in der Gemeinde jedoch keine geeigneten 
freien Flächen. Zudem sind Containersiedlungen im Hinblick auf die Integration nicht förderlich. Auch 
in der Außenwahrnehmung sind diese Siedlungen oft negativ behaftet.  
 
Der bestehende Mietvertrag mit dem Landkreis läuft im August 2023 aus. Da sich die Gemeinde Schöm-
berg nun jedoch offensiv für eine neue Asylunterkunft einsetzt und bemüht, ist der Landkreis bereit 
den Mietvertrag zu verlängern, bis die Unterkunft bezugsfertig ist. Der Landkreis befürwortet das Vor-
haben der Gemeinde Schömberg und hat die Gemeinde bei der Beantragung von Zuschüssen unter-
stützt.  
 
Die Betreuung der Geflüchteten vor Ort soll der Integrationsbeauftragte der Gemeinde Schömberg 
übernehmen. Im Erdgeschoss des Gebäudes kann der Intergrationsbeauftragte sein Büro im Empfangs-
bereich einrichten. Unter der Woche ist somit stets ein Ansprechpartner für die Bewohnerinnen und 
Bewohner vor Ort. Durch die Präsenz und verschiedene Angebote des Integrationsbeauftragten kann 
die Integration und Gemeinschaft gefördert werden. Der Integrationsbeauftragte dient als Bindeglied 
zur Verwaltung im Rathaus. Auch der Arbeitskreis Asyl kann – wie auch derzeit in der Unterkunft des 
ehemaligen Mönchs-Lamm - Räumlichkeiten für die gewohnten regelmäßigen Treffen nutzen. 
 
Durch die Ortsrandlage ist zu erwarten, dass sich die Geflüchteten vermehrt zwischen dem Ortskern 
Schömberg und der Unterkunft bewegen, um alltäglichen Erledigungen nachzukommen. Durch die Hal-
testelle am Dr. Schröder-Weg ist auch eine nahegelegene Verbindung zum ÖPNV gewährleistet.  
Für die neue Anschlussunterbringung im Haus Grüntal muss eine neue Gebührenkalkulation erstellt 
werden.  
 



Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 14. März 2023 den Erwerb des Gebäude Liebenzeller Straße 
59 (ehemaliges Pflegeheim „Haus Grüntal“), zum Zweck der künftigen Nutzung als Unterkunft für ge-
flüchtete Menschen, beschlossen. Mittlerweile konnte der Kaufvertrag zwischen der Gemeinde 
Schömberg und der ehemaligen Eigentümerin notariell beurkundet werden. 
 
Das 4-stöckige Gebäude auf den Flurstücken 179/2, 224/3 und 402/1 wurde bisher als Pflegeheim ge-
nutzt. Das Pflegeheim beherbergte in den Spitzenzeiten ca. 60 bis 70 Bewohner in Ein-, Zwei-, Drei- und 
Vierbettzimmern. Die Sozialräume befinden sich teilweise auf den Etagen und im Untergeschoß. Die 
Etagen werden über ein großzügiges Treppenhaus mit Massivtreppen im Gebäude erschlossen. Der 
Haupteingang befindet sich im Erdgeschoß. Die Haustechnik und entsprechende Nebenräume im Un-
tergeschoß. Rettungswege bestehen über die Etagenbalkone, Terrasse im 2. Obergeschoß und Fenster 
im Untergeschoß.  
 
Der Massivbau mit Stahlbetondecken wurde 1960 erbaut und 1976 aufgestockt und in Richtung Süden 
und Norden erweitert. Das freistehende Gebäude hat ca. 5.900 m³ umbauten Raum, eine überbaute 
Fläche von ca. 500 m² und Wohn- und Nutzflächen von ca. 1.850 m². Die Grundstücksfläche beträgt ca. 
2.112 m².  
 
Das Gebäude soll durch die Gemeinde Schömberg zukünftig als Unterkunft für geflüchtete Menschen 
genutzt werden. In den einzelnen Etagen müssen hierfür Gemeinschaftsküchen eingebaut werden. Au-
ßerdem soll das Gebäude so umgebaut werden, dass die Wohnflächen künftig als Einzel-, Doppel- und 
Familienzimmer genutzt werden können. Eine Nasszelle wird in der Regel von je zwei Wohneinheiten 
genutzt. Es sollte jedoch auch noch Etagenduschen und Etagen-WC´s in notwendiger Anzahl eingebaut 
werden.  
 
Die Bewohner essen in der Regel in Ihren Zimmern. Die Etagenküchen müssen dennoch mit genügend 
Kochstellen und Spülen ausgestattet werden. Stellplätze für genügend Waschmaschinen sollen in zwei 
Wasch- und Trockenräumen im Untergeschoß vorgesehen werden. Weiter soll es im Untergeschoss 
einen großen Speiseraum sowie ein Sozial- und Mehrzweckraum geben.  
 
Nach einer groben Schätzung von Herr Architekt Herrling beträgt der Aufwand zur Ertüchtigung des 
Gebäudes (Brandschutz, Elektroarbeiten, Fluchtwege, Heizung, etc.) rund 1,4 Mio. Euro. Nach Umbau 
des gesamten Gebäudekomplexes könnten nach dem Umbau eine Wohnfläche von ca. 1.424 m² sowie 
eine Nutzfläche von ca. 376 m² entstehen. 
 
Der Umbau ist aus Sanierungsmitteln nicht förderfähig. Jedoch kommt die Förderung nach der „VwV 
Wohnraum für Flüchtlinge“ in Betracht, wofür der Gemeindeverwaltung zwischenzeitlich auch bereits 
schon ein genehmigter Fördermittelbescheid vorliegt. Nach Umbau des Gebäude Liebenzeller Straße 
59 (ehemaliges Pflegeheim „Haus Grüntal“) zu einer Unterkunft für geflüchtete Menschen ist eine 
Zweckbindung von 10 Jahren einzuhalten.  
 
Zur Realisierung der geplanten Nutzungsänderung schlägt die Verwaltung vor, die erforderlichen Pla-
nungsleistungen stufenweise zunächst bis zur Erlangung der Genehmigungsplanung, an das Ingenieur-
büro Herrling aus 75180 Pforzheim zu vergeben. Die Verwaltung soll ermächtigt werden, den entspre-
chenden Planungsauftrag auszufertigen. Weiter sind im Rahmen der Planung entsprechende Fachgut-
achter (z.B. Brandschutzsachverständiger, etc.) zu beteiligen, welche die Gemeindeverwaltung nach 
Notwendigkeit beauftragen würde. 
 



Zum Schutz des Gebäudes muss die vorhandene Wärmeerzeugungsanlage dringend vor dem nächsten 
Winter ausgetauscht werden. Hierzu schlägt die Verwaltung vor, in Zusammenarbeit mit dem Pla-
nungsbüro Herrling, umgehend ein vorgezogenes Vergabeverfahren durchzuführen. 
 
 
Finanzierung / Zuschusssituation: 
 
Die Gesamtbaukosten der Maßnahme in Höhe von 1,4 Mio. Euro werden mit Mitteln in Höhe von 
1.101.350 € durch das Land Baden-Württemberg gefördert. Noch im Wirtschaftsjahr 2023 geht die 
Gemeinde von Auszahlungen in Höhe von 200.000 € (u.a. Planungskosten und Erneuerung der Wär-
meerzeugungsanlage) aus. Die nicht durch anteilige Zuschüsse gedeckten Auszahlungen im Jahr 2023 
werden durch Minderausgaben bei der Erschließung des Baugebietes Hausäcker Schömberg gegenfi-
nanziert.  
Das Folgejahr wird mit Baukosten in Höhe von 1.200.000 € belastet. Hierfür werden voraussichtlich 
Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 1,2 Mio. € benötigt. Diese außerplanmäßigen Verpflich-
tungsermächtigungen werden durch nicht in Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen 
eingesetzt. 
 
Die Folgekosten der dann fertig gestellten Asyl- und Flüchtlingsunterkunft - hierzu fallen insbesondere 
Abschreibungsaufwenden sowie Unterhaltungs- und Bewirtschaftungskosten - können erst seriös mit 
zunehmendem Stand der Planung beziffert werden. Sie werden im Rahmen der Kalkulation der Benut-
zungsgebühren für die Unterkünfte soweit möglich und vertretbar auf die untergebrachten Personen 
umgelegt und somit finanziert.  
 
 
 
Anlagen: 
      
 



TOP 5.
Bebauungsplan sowie Satzung über örtliche 
Bauvorschriften "Talstraße-Römerweg - Erweiterung" 
in Schömberg
Behandlung der eingegangenen Anregungen sowie 
Satzungsbeschluss aufgrund von § 10 Baugesetzbuch 
(BauGB), § 74 Landesbauordnung Baden-
Württemberg (LBO) und § 4 Gemeindeordnung 
(GemO)



 

 

Vorlage-Nr.: TU 14/23 

Aktenzeichen: 621.41       

Schriftstück 577221 

Amt: Bauamt 

Datum: 23.05.2023 

 

SITZUNGSVORLAGE 
 
Bebauungsplan sowie Satzung über örtliche Bauvorschriften "Talstraße-Römerweg - Erweiterung" 
in Schömberg 
Behandlung der eingegangenen Anregungen sowie Satzungsbeschluss aufgrund von § 10 Bauge-
setzbuch (BauGB), § 74 Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) und § 4 Gemeindeordnung 
(GemO) 
 

Gremium Öffentlichkeitsstatus Datum TOP 
    

Technik- und Umweltausschuss öffentlich 13.06.2023 1. 

Gemeinderat öffentlich 27.06.2023 5. 
    

  

 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Ausschuss für Technik und Umwelt empfiehlt und der Gemeinderat stimmt den Stellung-
nahmen und Beschlussvorschlägen der Verwaltung in der Abwägungsliste in der vorliegenden 
Form zu. 

 
2. Der Ausschuss für Technik und Umwelt empfiehlt und der Gemeinderat beschließt, den Bebau-

ungsplan sowie die Satzung über örtliche Bauvorschriften „Talstraße-Römerweg-Erweiterung“ 
in Schömberg gemäß § 10 BauGB i. V. m. § 74 LBO und i. V. m. § 4 GemO als Satzung. 

 
 
Sachverhalt: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Schömberg hat in seiner öffentlichen Sitzung am 31.05.2022 auf Grund 
von § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans sowie die Satzung über die örtlichen Bau-
vorschriften „Talstraße-Römerweg-Erweiterung“ in Schömberg beschlossen.  
 
Wesentliches Ziel und Zweck der Planung ist es, die notwendigen planungs- und bauordnungsrechtli-
chen Voraussetzungen für eine zusätzliche Bebauung im Planbereich zu schaffen. Durch die Bebau-
ungsplan-Erweiterung soll die städtebauliche Entwicklung gesteuert, gezielt eine Nachverdichtung und 
Abrundung dieses Bereichs erreicht werden. Das Flurstück 82/1 ist aufgrund der örtlichen Gegeben-
heiten für diese Nachverdichtung und Abrundung prädestiniert. Das Gebiet umfasst eine Fläche von 
ca. 894 m². 
 
 



 
Der Beschluss über die Aufstellung des Bebauungsplans wurde am 26.08.2022 im Amtsblatt ortsüblich 
bekannt gemacht und gleichzeitig über die frühzeitige öffentliche Auslegung des Bauleitplanentwurfs 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB informiert. Die öffentliche Auslegung der Entwurfsunterlagen erfolgte in der 
Zeit vom 05.09.2022 bis 07.10.2022. Gleichzeitig wurden die Behörden sowie die Träger sonstiger öf-
fentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 29.08.2022 gebeten, zum Bebauungsplanentwurf bis 
spätestens 07.10.2022 Stellung zu nehmen. 
 
In seiner öffentlichen Sitzung am 28.02.2023 hat der Gemeinderat die eingegangenen Stellungnahmen, 
Anregungen und Einwände behandelt und gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die erneute öffentliche Auslegung 
des überarbeiteten Bauleitplanentwurfs beschlossen. Der Beschluss über die Beteiligung g der Öffent-
lichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde im Amtsblatt am 10.03.2023 ortsüblich bekannt gemacht. Die 
erneute öffentliche Auslegung des überarbeiteten Bebauungsplanentwurfs erfolgte in der Zeit vom 
20.03.2023 bis 24.04.2023. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schrei-
ben vom 20.03.2023 über die erneute öffentliche Auslegung informiert und bis zum 28.04.2023 um 
Stellungnahme zum überarbeiteten Bebauungsplanentwurf gebeten. 
 
Die erneute öffentliche Auslegung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB i v. m. § 4a Abs. 2 BauGB ist 
ordnungsgemäß erfolgt.  
 
Die Stellungnahmen, Anregungen und Einwände der Behörden sowie sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange und aus der Öffentlichkeit sind mit entsprechenden Abwägungsvorschlägen in der Abwä-
gungstabelle ergänzt worden und als Anlage der Sitzungsvorlage beigefügt. 
 
Das Bebauungsplanverfahren wurde im beschleunigten Verfahren gemäß § 13b BauGB ohne Durch-
führung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. 
 
Der Ausschuss für Technik und Umwelt hat sich in seiner Sitzung am 13.06.2023 mit dem Vorhaben 
befasst und empfiehlt die entsprechenden Beschlüsse zu fassen.
 
Anlagen: 
Übersicht 
Abwägungstabelle mit Abwägungsvorschlägen nach erneuter Offenlage  
Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften, Textteil in der Fassung vom 26.05.2023 
Bebauungsplan zeichnerischer Teil in der Fassung vom 22.12.2022, ergänzt Juni 2023 
Anlagen zum Bebauungsplan 
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Gemeinde Schömberg  Schömberg,  26.05.2023 
Bauamt  Sachbearbeiter: Frau Weißert 
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  Schriftstückkennung 576687 

 

A  k  t  e  n  v  e  r  m  e  r  k 
 

Bebauungsplan sowie Satzung "Ortsbauplan Talstraße / Römerweg - Erweiterung" in Schömberg  
- Öffentliche Auslegung des überarbeiteten Bebauungsplanentwurfs gemäß § 3 Abs. 2 (BauGB) 

- Abwägung aus Offenlage vom 20.03.2023 bis 24.04.2023      
 

    Beteiligung Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
Fristablauf für Stellungnahmen 28.04.2023 

 

Behörde Anregungen/ Einwände 
 

Abwägung 

Gemeinde Engelsbrand 
21.03.2023 

vielen Dank für die Beteiligung an der Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Talstraße/Römerweg“ – Erweiterung“ in 
Schömberg. 
Die Gemeinde Engelsbrand hat zu der von Ihnen beabsichtigten 
Bebauungsplanaufstellung keine Einwendungen oder Anregungen. 
Für die Weiterführung der Planung wünschen wir einen reibungslosen 
Ablauf. 
 

 

Planauskunft Sparkassen IT 
12.04.2023 

vielen Dank für Ihre Anfrage. Im angefragten Bereich hat der 
Eigenbetrieb Breitband Landkreis Calw (EBLC) 
Infrastruktur verlegt. Nähere Informationen entnehmen Sie bitte 
dem Plan im Anhang. Bitte holen Sie weitere Planauskünfte bei 
anderen Leitungsträgern ein. 
Wir weisen Sie ausdrücklich darauf hin, dass die beigefügte 

Unter Hinweisen wurde aufgenommen, dass 
vor Beginn von Bau- oder Abrissmaßnahmen 
bei den zuständigen Stellen (EnBW, Telekom, 
Sparkassen IT, Kabel BW, Stadtwerke 
Pforzheim, Gemeindebauamt, … bzgl. Wasser 
und Abwasser, Strom, Gas, Kabel, usw.) 
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Planauskunft aufgrund von Veränderungen vor Ort, welche sich in 
einzelnen Fällen unserer Kenntnis entziehen, nicht zwingend dem 
momentanen Ist-Zustand entspricht und deshalb nur zu 
Übersichtszwecken dient. Die Planauskunft befreit Sie somit nicht 
davon, vor Baubeginn die Maße zu prüfen und darauf zu achten, 
dass unsere Kabel nicht beschädigt werden. 
Bitte beachten Sie bei der Durchführung Ihrer Arbeiten die 
Anweisungen unseres Kabelmerkblattes. 
Unsere Leitungsauskünfte sind vier Wochen gültig. Bei Rückfragen 
stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung. 
 

 
 
 
Merkblatt zum Schutz unterirdischer Kabelanlagen der Sparkassen 
Informationstechnologie GmbH & Co. KG - nachfolgend Sparkassen-

Leitungsauskünfte einzuholen sind (siehe 
S.14 Textteil). 
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IT 
Die im Erdreich verlegten Telekommunikationsanlagen der S-IT 
Informationstechnologie Betreiber GmbH & Co. KG sind öffentlichen 
Zwecken dienende Telekommunikationsanlagen im Sinne des 
Telekommunikationsgesetzes (TKG). Sie können bei Arbeiten, die am 
oder im Erdreich durchgeführt werden, leicht beschädigt werden. 
Durch solche Beschädigungen wird der für die Öffentlichkeit 
wichtige Telekommunikationsdienst der S-IT 
Informationstechnologie Betreiber GmbH & Co. KG erheblich 
gestört. Beschädigungen an Telekommunikationsanlagen sind nach 
Maßgabe der §§ 316b und 317 StGB strafbar, und zwar 
entsprechend §317 StGB auch dann, wenn sie fahrlässig begangen 
werden. Außerdem ist derjenige, der für die Beschädigung 
verantwortlich ist, der S-IT Informationstechnologie Betreiber GmbH 
& Co. KG gem. §823 Abs. 1 BGB zum Schadensersatz verpflichtet. Es 
liegt daher im Interesse aller, die solche Arbeiten durchführen, 
äußerste Vorsicht walten zu lassen und dabei insbesondere 
folgendes genau zu beachten, um Beschädigungen zu vermeiden. 
 
1)Bei Arbeiten jeder Art am oder im Erdreich, insbesondere bei 
Aufgrabungen, Pflasterungen, Bohrungen, Baggern, Setzen von 
Masten und Stangen, Eintreiben von Pfählen, Bohrern und Dornen, 
besteht immer die Gefahr, dass Telekommunikationsanlagen der S-IT 
Informationstechnologie Betreiber GmbH & Co. KG beschädigt 
werden. 
 
2)Die Kabel oder Anlagen der Sparkassen-IT sind sowohl auf 
öffentlichen Wegen als auch auf privaten Grundstücken zu finden. 
Für gewöhnlich liegen die Kabel in einer Tiefe von 60 cm bis 100 cm, 
in Einzelfällen sogar in 40 cm Tiefe. Eine abweichende - 
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insbesondere geringere - Tiefenlage ist wegen Kreuzungen anderer 
Anlagen, infolge nachträglicher Veränderung der Deckung durch 
Straßenumbauten und dergleichen und aus anderen Gründen 
möglich. Es können Kabel in Röhren eingezogen, in andere 
Abdeckungen eingearbeitet oder frei im Erdreich liegen. Jedoch 
schützen diese Röhren oder andere Abdeckungen die Kabel nicht vor 
mechanischer Einwirkung, sie sollen lediglich vor ihnen warnen. 
 
3)Vor Beginn der Arbeiten im Erdreich muss mit der Sparkassen-IT 
Kontakt aufgenommen werden um Auskunft über die verlegten 
Kabel und Anlagen in Form einer Planauskunft zu erhalten 
(planauskunft@sparkassen-it.de). Die Gültigkeit der Planauskunft 
beträgt 4 Wochen. Wird die Baumaßnahme nicht innerhalb dieser 4 
Wochen begonnen, ist eine erneute Planauskunft einzuholen. 
Werden trotz eines Kabels oder einer Anlage im Boden die Arbeiten 
dort aufgenommen, ist die Sparkassen-IT rechtzeitig schriftlich oder 
in dringenden Fällen auch telefonisch über das Bauvorhaben zu 
benachrichtigen, damit genauere Hinweise über die Lage der Kabel 
und Anlagen gegeben werden können. 
 
4)Liegen im Bereich der Arbeiten Kabel oder Anlagen der 
Sparkassen-IT und sind jedoch nicht oder nur ungenau in den Karten 
verzeichnet, müssen im Voraus Suchschlitze ohne maschinellen 
Einsatz angefertigt werden. 
 
5)Werden dennoch bei Arbeiten unbeabsichtigt Kabel freigelegt 
oder gar beschädigt, ist dies der Sparkassen-IT umgehend zu 
melden, um den Schaden zu beheben. Freigelegte Kabel sind vor 
Diebstahl und Beschädigung zu schützen. Weitere Arbeiten sind 
mindestens bis zum Eintreffen eines Beauftragten der Sparkassen-IT 
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einzustellen. Bei Glasfaserkabel ist eine besondere Kennzeichnung 
auf der Außenhülle des Kabels ( ). Wird in ein offenes Glasfaserkabel 
hineingeschaut, drohen Schädigungen der Augen, deshalb haben 
sich alle Arbeiter bei einer Beschädigung der Kabel sofort aus dem 
Gefahrenbereich zu entfernen. 
 
6)Wenn Erdarbeiten in der Nähe von Kabeln oder Anlagen der 
Sparkassen-IT vorgenommen werden, sind spitze oder scharfe 
Gegenstände nur bis zu einer maximalen Tiefe von 10 cm über den 
Kabeln anzuwenden. Für weitere Arbeiten sind nur stumpfe Geräte, 
z.B. Schaufeln zu verwenden und dies möglichst nur waagrecht und 
mit äußerster Vorsicht in Handarbeit. Bei Anwendung von 
maschinellen Baugeräten in der Nähe von Kabeln und Anlagen muss 
ein solcher Abstand gewahrt werden, dass eine Beschädigung derer 
ausgeschlossen werden kann. Spitze Geräte wie Dorne oder 
Schnurpfähle dürfen nur dann oberhalb von Kabel und Anlagen der 
Sparkassen-IT eingetrieben werden, wenn sie einen Teller oder 
Querriegel besitzen, der nicht mehr als 30 cm von der Spitze 
entfernt angebracht ist und somit das weitere Eindringen in die Erde 
und eine Beschädigung der Kabel verhindert. 
 
7)Wenn in Baugruben Kabel der Sparkassen-IT liegen, dürfen diese 
erst verschlossen und verfüllt werden, wenn ein Beauftragter der 
Sparkassen-IT diese zuvor auf evtl. Beschädigungen untersucht hat. 
Danach ist darauf zu achten, dass die Auflage des Kabels frei von 
Steinen und glatt ist. Das Kabel ist auf eine 10 cm hohe Schicht loser, 
steinfreier Erde aufzubringen. Eignet sich der Bodenaushub nicht 
zum Wiederauffüllen, ist feinkiesiger Sand (nicht größer als 6 mm) zu 
verwenden. Zum Einbetten des Kabels wird der Sand 5 cm unter und 
15cm über diesem angebracht. Beim Stampfen ist besondere 
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Vorsicht geboten, nur mittels hölzerner Flachstampfer ist 
fortzufahren. Während des Feststampfens kann steiniger Boden das 
Kabel leicht beschädigen. Das Warnband ist in einem Abstand von 30 
cm bis 40 cm über dem Kabel anzubringen. 
 
8)Bei neu zu verlegenden anderen Kabeln oder Leitungen, wie 
beispielsweise Gas, Wasser und Strom ist ein Mindestabstand von 
50 cm in alle Richtungen zu den Kabeln der Sparkassen-IT 
einzuhalten um zu gewährleisten, dass diese nicht beschädigt 
werden. 
 
9)Der Bauunternehmer oder andere Veranlasser der Arbeiten 
übernehmen jegliche Haftung und Verantwortung. Die Anwesenheit 
eines Beauftragten der Sparkassen-IT hat keine Auswirkung auf die 
Verantwortlichkeit bei den Aushubarbeiten. Der Beauftragte der 
Sparkassen-IT hat keine Anweisungsbefugnis gegenüber des die 
Arbeiten durchführenden Betriebes und deren Arbeitskräften. 
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Bebauungsplan sowie Satzung "Ortsbauplan Talstraße / Römerweg - Erweiterung" in Schömberg  
- Öffentliche Auslegung des überarbeiteten Bebauungsplanentwurfs gemäß § 3 Abs. 2 (BauGB) 

- Abwägung aus Offenlage vom 20.03.2023 bis 24.04.2023      
        
     Beteiligung Öffentlichkeit   

Fristablauf für Stellungnahmen 28.04.2023 
 
 

Bürger  Anregung/Einwände Abwägung 

O1 
19.04.2023 

Bebauungsplan Talstraße-Römerweg-Erweiterung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, gegen den 
Bebauungsplan möchten wir nachstehende Einwände 
hervorbringen: 
 
1. Entsprechend der Potenzialabschätzung Artenschutz 
sollen die Garagen Potenziell aufgestockt werden.  
Da unser recht kleines Gebäude nur von großen Gebäuden 
umgeben ist, werden wir sehr stark eingeschränkt. 
Eine Aufstockung der Garagen würde zu einer 
mangelnden Belichtung und –Belüftung unseres 
Grundstückes führen. 
 
Der von uns kürzlich errichtete und genehmigte 
Wintergarten wird dann zum großen Teil nutzlos. 

 
 
 
 
 
 
Eine Aufstockung der Garagen ist 
nicht geplant. 
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2. Durch den Einbau weiterer Ferienwohnungen 

(Aufstockung Garagen) zu den bereits 

bestehenden Ferienwohnungen ergeben sich für 

uns zusätzliche Akustische Störungen. 

3. Das neue Baufenster der 2. Reihe zu nah am 

Außenbereich. Die für das Heilklima notwendigen 

Kaltluftschleusen werden dadurch beeinträchtigt. 

Ferienwohnungen sind nicht 
geplant. 
 
 
 
Baufenster wurde nach Norden 
verschoben und liegt somit 
innerhalb der im Flächen-
nutzungsplan ausgewiesenen 
Mischgebietsfläche. 

O2 
24.04.2023 

Bebauungsplan Talstraße-Römerweg-Erweiterung 
Talstraße 42, Fist. 82/1, Schömberg 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

gegen den am 10.03.2023 im Amtsblatt der 
Gemeinde Schömberg bekannt gegebenen Entwurf 
des Bebauungsplanes Talstraße-Römerweg- 
Erweiterung werden nachstehende Einwendungen 
erhoben: 

1. Entsprechend der Begründung zum Bebauungsplan 

will die Gemeinde Schömberg die Landflucht Richtung 

Städte einschränken, dies ist grundsätzlich falsch 

formuliert da seit Jahren eine Stadtflucht Richtung 

Land eingesetzt hat. 

2. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst 

einen Bereich von lediglich 994 qm Fläche, das 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Es liegen keine Baulasten 
bezüglich Flst. 83/3 vor. Kontakt 
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Grundstück ist bereits mit einem Hauptgebäude 

bebaut, aufgrund einer Grenzbebauung des Nachbarn 

dürften auch Baulasten vorliegen. Die Erschließung bis 

zur Grundstücksgrenze erfolgt über einen 32 m langen 

gepflasterten Garagenhof, dieses Grundstück ist für 

sich allein keinesfalls prädestiniert für eine 

Nachverdichtung. Für den sensiblen Bereich zwischen 

Sägmühlenweg und Brunnenstraße empfiehlt es sich 

einen Bebauungsplan bzgl. Nachverdichtung für alle 

Grundstücke aufzustellen. 

3. Die Bebauung fügt sich städtebaulich keinesfalls — 

sehr gut — in die vorhandene Bebauung ein. Das 

Baufenster des geplanten Neubaues sollte mindestens 

um 5,0 m nach Norden verschoben werden. Die 

seitlichen Baugrenzen dürfen sich aus Gründen der 

städtebaulichen Ordnung nicht an den 

Grundstücksgrenzen orientieren, die Gebäudefluchten 

der Umgebungsbebauung entsprechend dem alten 

Bebauungsplan sind aufzunehmen. Dies ist mit einem 

schmäleren Baukörper problemlos möglich. 

 

 

4. In der Potentialabschätzung Artenschutz wird 

mehrfach auf eine Überbauung der Garagen 

mit dem Nachbarn wurde 
aufgenommen.  
 
 
 
 
Aufgrund der Eigentums-
verhältnisse ist eine Entwicklung 
dahingehend aktuell nicht 
möglich. 
 
 
Das Baufenster wurde bereits 
reduziert. 
Auch die Gebäude Nr. 15 und 18 
am Sägmühlenweg weisen 
bereits, entsprechend dem 
Geländeverlauf, eine Drehung zu 
den Gebäuden entlang der 
Talstraße auf (siehe D4 S. 17 
Textteil). 
Eine Drehung des neuen 
Baufensters wie entlang der 
Talstraße würde eher den 
Luftstrom entlang der Zufahrt 
nach Norden blockieren. 
 
 
Siehe O1 Nr.1 
 



 

 

- 10 - 

 

hingewiesen, dies ist nicht eindeutig geregelt, da die 

Baugrenze nach Süden nicht aufgehoben wurde, es 

wird nur auf den Bestandsschutz der Garagen 

hingewiesen. In der Nutzungsschablone ist aber für den 

Bereich der Garagen eine geänderte 

Dachform/Bedachung gegenüber dem Bestand 

eingetragen. Eine Überbauung der Garagen hätte für 

die Nachbarbebauung eine erdrückende Wirkung, dies 

kann nicht im Sinne eines Bebauungsplanes sein. 

5. Das Bestandsgebäude Talstr. 42 wird überwiegend 

für Ferienwohnungen genutzt, möglicherweise ist dies 

auch für die Überbauung der Garagen und für den 

Neubau geplant, dies würde der Begründung zum 

Bebauungsplan widersprechen da es sich um eine 

Zweckentfremdung von Wohnraum handelt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe O1. 
 
 
 
 
 

O3 
20.04.2023 

Bebauungsplan Talstraße-Römerweg-Erweiterung 
Talstraße 42, Fist. 82/1, Schömberg 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, gegen den Entwurf des 
Bebauungsplans vom 22.12.2022 haben wir nachstehende 
Einwände:  
 
1. die Baugrenze im Süden liegt lt. Plan direkt an der 

Grenze des Geltungsbereiches und des Außenbereichs. 

Es gefährdet die notwendigen heilklimatischen 

Luftströmungen bzw. Kaltluftströme! 

 
 
 
 
 
 
 
Die Luftströme orientieren sich 
wie das Baufenster am 
Geländeverlauf, weshalb die 
Luftströmungen nicht in Gefahr 
sind. 
Gebäude Sägmühleweg Nr. 15 
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2. das Geländegefälle von mehr als 4m ist nicht 

berücksichtigt. Die Traufhöhe erhöht sich im Süden 

dadurch auf beinahe 9m (4,75m + ca. 4,2m 

Geländegefälle). Bei einer Dachneigung von 450 erhöht 

sich die Firsthöhe um weitere 5m zu einer Ansichtshöhe 

talseitig auf ca. 14m. 

3. für die o.g. Gebäudehöhe ist im Brandfall eine 

effektive Brandbekämpfung zu gewährleisten. 

4. das bestehende Nachbargebäude weißt an der Ecke 

nur 2 m auf. Deswegen soll im Bebauungsplan der 

Brandüberschlag von 5m berücksichtigt werden. 

5. die Bebauung liegt ca. 10 m südlicher talwärts wie das 

Nachbargebäude. Dadurch fügt sich der Baukörper 

städtebaulich NICHT gut in den umgebenden Bestand 

ein, Die gedrehte Bebauung nimmt nicht die 

bestehenden Gebäudekanten auf. 

6. der Baukörper sollte deswegen mind. 8 – 10 m nach 

Norden verschoben werden und die bestehenden 

Gebäudekanten aufnehmen. 

 

7. die südliche Front des Bebauungsplans soll anhand 

eines Modellgerüstes in 1:1 geprüft werden. 

ragt selbst um ca. diese Maße aus 
dem Gelände (SO-Ecke). 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Das Abstandsflächenproblem 
wird im Zuge der 
Baugenehmigung geregelt. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Überdachung von 
Sägmühlenweg 18 liegt fast 
gleichweit im Süden. Zudem 
befindet sich das neue 
Baufenster im Kurvenbereich der 
Bebauung entlang der Talstraße. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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8. durch die Nachverdichtung wirkt das Bauvorhaben in 

städtebaulicher Sicht als ein Fremdkörper im 

Eulenbachtal. 

9. ein gemeinsamer Bebauungsplan mit den westlichen 

Grundstücken ist sehr erstrebenswert, um ein 

einheitliches Bebauungsbild von der Südseite zu 

gewährleisten. 

10. das Gefälle des Nachbargrundstücks Flst 83/3 hat 

einen Höhenunterschied vom Hauseingang bzw. der 

Kellerebene Sägmühlenweg zur Hofebene des 

Bebauungsplans von 4,7 m. Dadurch liegt die Garagen-

Einfahrthöhe des Bebauungsplans bei einer 

Grenzbebauung noch ca. 2 m höher als die 1. 

Wohnebene, und die Terrassenebene auf der Südseite 

2,6 m unter der Hofebene des Grundstücks Flst 82/2. Die 

dadurch entstehende Gesamtwandhöhe von ca. 5,5 m 

(Stützwand + Garage) ist unerträglich! Ein deutlich 

größerer Abstand der Grenzbebauung wird erforderlich! 

 

11. eine potenzielle Aufstockung, entsprechend der 

potenziellen Abschätzung Artenschutz, auf die 

bestehenden Garagen des Bestandgebäudes, wirkt 

äußerst erdrückend auf die Nachbargrundstücke und 

beeinträchtigt zusätzlich den Klimatausch talwärts. Es 

bestehen diesbezüglich große Bedenken! 

 
 
Siehe O2 Nr.3 
 
 
 
Siehe O2 Nr.2 
 
 
 
 
Für den Geländeverlauf auf 
Flst.83/3 ist der Eigentümer von 
Flst. 82/1 nicht verantwortlich. 
Die Abstandsflächenberechnung 
erfolgt wie in der LBO 
vorgegeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe O1 Nr.1 
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12. aus den bestehenden Ferienwohnungen und der 

Terrasse des Bestandsgebäudes hallen zeitweise 

akustische Störungen in die Nachbarschaft. Die 

potenzielle Aufstockung und der Neubau sollen keine 

Ferienwohnungen beinhalten. 

 
 
 
 
Siehe O1. 
 
 
 
 
 
 

O4 
20.04.2023 

Bebauungsplan Talstraße-Römerweg-Erweiterung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, Schömbergnden 

20.04.2023  

Ich möchte gegen den Entwurf des öffentlich 
ausgelegten Bebauungsplanes „Talstraße/Römerweg 
— Erweiterung" als Nachbar und Bürger Schömbergs 
Einspruch erheben und folgende Einwände 
vorbringen: 

1. Das neue Baufenster liegt in der 2. Reihe der jetzigen 

Bebauung und grenzt direkt an den sensiblen 

Außenbereich des Wiesentales. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Siehe O2 Nr.3 und O3 Nr.4. 
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2. Der Bebauungsplan lässt keine städtebauliche Ordnung 
erkennen, das neue Baufeld nimmt die Gebäudekanten 
der Umgebungsbebauung nicht auf; der Abstand zum 
Nachbargebäude ist zu gering. 
 
 
3. Das Eulenbachtal/Wiesental sollte zum Schutz des 
besonderen Heilklimas soweit wie möglich offengehalten 

werden. Da ist eine Bebauung in der 2. Reihe nicht 
zielführend. Ist hier erst einmal der Damm gebrochen, 

könnten weitere Baugesuche in der 2. Reihe im Wiesental 

nicht mehr verhindert werden und das Schömberger 
Heilklima nähme irreparablen Schaden. Hier geht es um 

einen Präzedenzfall — der natürlich auch Folgen haben 

wird für die von der Firma Reimers vorgeschlagene 
überdimensionierte Bebauung des alten 

Kindergartengeländes in unmittelbarer Nähe zu diesem 
Bebauungsplan. 

 

4. Entsprechend der Begründung des Bebauungsplanes 
will die Gemeinde durch Schaffung neuer Bauplätze dazu 
beitragen, dass junge Bürger in Schömberg heimisch 
bleiben. Dieses Anliegen möchte ich gerne unterstützen. 
Es empfiehlt sich meiner Meinung nach dann aber, den 
Bebauungsplan unter Einbeziehung der westlich 
gegebenen Grundstücke neu aufzustellen, denn auch auf 
dem ehemaligen Kindergartengrundstück könnten 
Bauplätze für Familien oder Doppelhäuser entstehen; 
anstatt der Bebauung mit Wohnblocks würde sich so eine 
wesentlich bessere Durchlüftung und weniger 

 
 
Die Gemeinde ist sich des 
sensiblen Bereichs um den alten 
Kindergarten bewusst, daher ist 
dieser Bereich hier auch nicht 
enthalten. Sägmühlenweg 15 
wurde auch schon außerhalb des 
Bebauungsplans Talstraße-
Römerweg errichtet. 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Verkehrsaufkommen in der Talstraße ergeben. Ich weiß 
durch Gesprächen mit Schömberger Bürgern, dass es 
Interessenten gibt, die gerne in diesem Bereich 
Baugrundstücke zur weiteren Baunutzung kaufen würden. 
 
5. Der Grenzabstand neuer Bauplätze zum Außenbereich 

sollte mindestens 30 Meter vom Weg ins Tal betragen, um 

den sensiblen Außenbereich, den Baumbestand und die 

dort befindliche saubere Quelle mit ihrem Feuchtgebiet 

für seltene Arten (z.B. Salamander etc.) im unteren 

Bereich des vormaligen Kindergartens zu schützen und für 

unsere Nachfahren zu bewahren. 

 
 
Das Baufenster hat einen Abstand 
vom Panoramaweg von mehr als 
30 m. 

 



Gemeinde Schömberg 
 
 

 
 
 

Bebauungsplan  
„Talstraße-Römerweg - Erweiterung“ 

in Schömberg 
 
 
 

Fassung vom ………26.05.2023…. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Altensteig, 26.05.2023 L. Rehm     
        M. Eng.   
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- Ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung 
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- Öffentliche Auslegung gem. §3 (2) BauGB  
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bis 
 

20.03.2023 
24.04.2023 
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bis 
 

20.03.2023 
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gem. §3 (2) BauGB und§ 4 (2) BauGB i. V. m. § 4a (3) BauGB 
 

 
 
am 

 

- Ortsübliche Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung 
 

 
am 

 

- Erneute Öffentliche Auslegung gem. § 4a (3) BauGB nach Abwägung 
der Stellungnahmen  
 

vom 
bis 

 

- Erneute Einholung der Stellungnahmen gem. § 4a (3) BauGB vom 
bis 
 

 

- Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB am 
 

 

- Ortsübliche Bekanntmachung und Inkrafttreten gem.  
§ 10 (3) BauGB 
 

am  
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Satzung über den Bebauungsplan    
 „Talstraße-Römerweg – Erweiterung“ mit örtlichen Bauvorschriften 
in Schömberg 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Schömberg hat am ……………. aufgrund des Baugesetzbuches 
(BauGB) in Verbindung mit der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) – jeweils 
in den zum Zeitpunkt des Beschlusses zur öffentlichen Auslegung rechtskräftigen Fassungen – 
den Bebauungsplan „Talstraße-Römerweg - Erweiterung“ in Schömberg mit örtlichen 
Bauvorschriften als Satzung beschlossen.  
 
 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 
 
Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist der Lageplan des zeichnerischen 
Teils vom ……….. maßgebend. 
 
 

§ 2 Bestandteile und Anlagen der Satzung 
 
Bestandteile der Satzung 
A Zeichnerischer Teil     in der Fassung vom ……….. 
B Textliche Festsetzungen     in der Fassung vom ……….. 
C Örtliche Bauvorschriften mit Hinweisen  in der Fassung vom ……….. 
 
Anlagen 
D Begründung        
E Zusammenfassende Erklärung gem. § 10a BauGB in der Fassung vom ……….. 
 
Weitere gesonderte Anlagen 
Potentialabschätzung vom Büro „Landschaft Mensch Natur“, Herrn Dipl. Biologe Jonas Scheck 

in der Fassung vom Februar 2022 
  

§ 3 Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 75 Abs.3 Nr. 2 LBO handelt, wer aufgrund von § 74 LBO 

erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Auf § 213 BauGB 

(Ordnungswidrigkeiten) wird verwiesen. 

 

§ 4 Inkrafttreten 
 
Die Satzung über den Bebauungsplan „Talstraße-Römerweg - Erweiterung“ in Schömberg mit 

örtlichen Bauvorschriften tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 10 (3) BauGB 

in Kraft. 
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Anerkannt: 

Schömberg, …………………………. 
 
 
 
…………………………. 
Matthias Leyn 
(Bürgermeister) 

 

Es wird bestätigt, dass die Inhalte dieses Bebauungsplans sowie die Inhalte der örtlichen 

Bauvorschriften mit den hierzu ergangenen Gemeinderatsbeschlüssen übereinstimmen. 

Schömberg, …………………………. 
 
 
 
…………………………. 
Matthias Leyn 
(Bürgermeister) 

 
Hinweise: 
 
Unbeachtlich werden nach § 215 Abs. 1 BauGB 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges sowie 
nach § 4 Abs. 4 GemO (Gemeindeordnung für Baden-Württemberg) etwaige 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften oder von aufgrund der GemO 
erlassenen Vorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich 
gegenüber der Gemeinde Schömberg geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften 
über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind. 

 
Auf die Vorschriften von § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Ansprüche über die in §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird 
hingewiesen.  
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B Textliche Festsetzungen 
 

Allgemeine Angaben 
1 Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten in seinem Geltungsbereich alle 
 planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen außer Kraft.  
   
2 Außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans werden keine 
  Festsetzungen getroffen. Bei den Darstellungen außerhalb des Geltungsbereichs des  
 Bebauungsplans im zeichnerischen Teil zum Bebauungsplan handelt es sich um 
  nachrichtliche Wiedergaben.  
 
3  Eine Umweltprüfung sowie ein Umweltbericht ist für den Bebauungsplan nicht 

erforderlich. 
 
4 Eine Potentialabschätzung Artenschutz wurde vom Büro „Landschaft Mensch Natur“ 

aus Tuttlingen durchgeführt und ist dieser Bebauungsplan-Erweiterung beigefügt. 
 

Rechtsgrundlagen 
- Baugesetzbuch (BauGB) 
- Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
- Planzeichenverordnung (PlanzVO)  
- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) 

jeweils in den zum Zeitpunkt des Beschlusses zur öffentlichen Auslegung rechtskräftigen 
Fassungen. 
 

Planungsrechtliche Festsetzungen (BauGB, BauNVO)  

 

B1 Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 BauGB) 
Die Grenze des räumlichen Geltungsbereichs ist im Lageplan zum Bebauungsplan schwarz 
gestrichelt dargestellt. 

 

B2 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO) 
Das Gebiet wird als Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. 
 

B3 Maß der baulichen Nutzung (§ 16 bis 21a BauNVO) 
Grundflächenzahl, Geschossflächenzahl und Zahl der Vollgeschosse entsprechend den 
Einträgen im Lageplan zum Bebauungsplan (Nutzungsschablone). 
 

B4 Bauweise (§ 22 BauNVO) 
Offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO. 

 

B5 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 
Die überbaubaren Flächen für Gebäude und Garagen / Carports sind im Lageplan zum 
Bebauungsplan dargestellt. Für Carports und Garagen muss bei senkrechter Zufahrt von der 
öffentlichen Verkehrsfläche aus, von der Grundstücksgrenze ab gemessen ein Stauraum von 
mindestens 5,00 m eingehalten werden.  
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Die festgesetzten Baugrenzen können mit folgenden Gebäudeteilen überschritten werden: 
Balkone, Vordächer und Freitreppen bis 1,50 m Tiefe. Im Übrigen ist eine Überschreitung der 
Baugrenzen mit folgenden Gebäudeteilen zulässig: Gesimse, Dachvorsprünge, Abfallrohre, 
Sockel, Tür- und Fensterumrahmungen bis 0,50 m Tiefe. Versorgungseinrichtungen, wie z. B. 
Kabelverteilerschränke für Strom, Übergabestationen für Gas usw. sind ebenfalls auch 
außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig.  
 

B6 Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
Die Gebäudestellung (Firstrichtung) wird alternativ festgelegt. Sie orientiert sich jeweils 
parallel zu den Baugrenzen. Siehe die Eintragungen im Lageplan zum Bebauungsplan. 
Winkelform ist zulässig, wenn sich ein Gebäudeteil unterordnet. 
 

B7 Höhenlage der Gebäude (§9 Abs. 3 BauGB) 
Die Bezugshöhe bzw. Erdgeschoßfußbodenhöhen (EFH) im nördlichen Baufenster werden 
vom Bestand abgeleitet. Eine Abweichung bei Abbruch bzw. Neu- oder Wiederaufbau von + 
15 cm ist zulässig.   
Die Bezugshöhe/EFH für das südliche Baufenster wird mit maximal + 50 cm in Gebäudemitte 
über dem bestehenden bergseitigen Gelände festgelegt. 
 

B8 Maximale Gebäudehöhe (Traufhöhe und Firsthöhe) 
Die Gebäudehöhe wird durch eine maximal zulässige Traufhöhe (TH) und/oder Firsthöhe (FH) 
begrenzt. Beide sind in der Nutzungsschablone im Lageplan zum Bebauungsplan dargestellt. 
Die zulässige (TH) Traufhöhe bzw. Firsthöhe (FH) bezieht sich auf die Bezugshöhe. Gemessen 
wird die TH bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut (Ziegel). Die Firsthöhe bis 
zum höchsten Punkt des Daches. 
 

B9 Geh- Fahr- und Leitungsrechte (§9 Abs.1 Nr. 21 BauGB) 
Die für die erforderliche Erschließung des südlichen noch zu bildenden Flurstücks benötigten 
Flächen sind im Lageplan dargestellt und müssen im Zuge des Bauantragsverfahrens durch 
eine Baulast / oder Grunddienstbarkeit gesichert werden. 
 

B10 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 

B10.1 Erdaushub und Maßnahmen zum Schutz des Bodens 
Die Bauabwicklung (z.B. Baustelleneinrichtung, Zwischenlager) sollte, wenn möglich, 
ausschließlich von bereits überbauten, versiegelten Flächen oder aber von Flächen, die im 
Zuge der späteren Überbauung in Anspruch genommen werden, erfolgen. 
 

Die sachgemäße Behandlung von Oberboden (Horizont A) bei temporärer Entnahme und 
Zwischenlagerung, bodenschonende Lagerung und Wiedereinbau, flächensparende Ablager-
ung von Baustoffen, Aufschüttungen, Ablagerungen unter Beachtung der DIN 18915 
“Bodenarbeiten“ sind verpflichtend. 
 
Der sach- und fachgerechte Umgang mit umweltgefährdenden Stoffen, z.B. Öl, Benzin etc. 
während der Bauphase und danach ist sicherzustellen. 
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B10.2 Erneuerbare Energien und Klimaschutz 
Im Zuge der Energiewende wird die Installation von Photovoltaik-Anlagen ausdrücklich 
empfohlen und auf die Verordnung des Umweltministeriums zu den Pflichten zur Installation 
von Photovoltaikanlagen auf Dach- und Parkplatzflächen (Photovoltaik-Pflicht-Verordnung - 
PVPf-VO) verwiesen. 
Bei einer möglichen Nutzung von Erdwärme sollten die Kenntnisse des Regierungspräsidiums 
Freiburg Abt. 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau einbezogen werden. 
 

B10.3 Schutz des Wassers  

Grundwasser 
Sollte im Zuge der Bauarbeiten Grundwasser erschlossen werden (gesättigter Bereich), so ist 
dieser Aufschluss gemäß Wasserhaushaltsgesetz und Wassergesetz Baden-Württemberg 
umgehend beim Landratsamt anzuzeigen.  
Schmutz- und Oberflächenwasser müssen getrennt voneinander geführt werden. 

Versickerung / Ableitung von Niederschlagswasser / Zisternen 
Für die Aufnahme und Versickerung des Dachwassers darf auf den Baugrundstücken eine 
Regenwasserzisterne erstellt werden. Der Überlauf der Zisterne ist falls keine andere 
geeignete Möglichkeit besteht an das öffentliche Regenwassersystem anzuschließen. 
Niederschlagswasser ist stets sauber zu halten und darf von unbeschichteten Metalldächern 
nicht ohne Vorbehandlung versickert werden. Hierfür ist eine wasserrechtliche Erlaubnis 
erforderlich. 

Zufahrten, Zugänge und KFZ- Stellplätze 
Stellplätze, Zufahrten, Fußwege und weitere geeignete Flächen sind so weit wie möglich mit 
wasserdurchlässigen Belägen auszubilden. 
Der sach- und fachgerechte Umgang mit umweltgefährdenden Stoffen, z.B. Öl, Benzin etc. ist 
jederzeit sicherzustellen. So ist auf wasserdurchlässig befestigten Flächen das Warten und 
Waschen von Fahrzeugen verboten. 
 

B10.4 Artenschutz  

Bauzeitenregelung  
Eingriffe in das Dach des Gebäudes Talstraße 42 sind im Zeitraum Oktober bis Februar 
durchzuführen.  
Der Schuppen ist im Zeitraum Oktober bis Februar abzubauen.  

Ersatzmaßnahmen Artengruppe Vögel  
Im Falle eines Eingriffes in das Dach des Gebäudes Talstraße 42 sind zeitlich vorgezogen zwei 
Nischenbrüterkästen in mind. 3 m Höhe am Gebäude anzubringen. 

Freiflächen  
Die Freiflächen der Baugrundstücke sind im Hinblick auf Ihre Bedeutung als Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere möglichst naturnah auch mit Baum und Strauchpflanzungen zu gestalten.  
Die Entnahme von Bäumen und Sträuchern muss in der Spätherbst- und Winterzeit bzw. 
außerhalb der Vogelbrutzeit vom 1. Oktober bis 28. Februar durchgeführt werden. 

Weitere Maßnahmen 
Eine vogelschlagsichere Ausführung von Glas- und verspiegelten Fassaden und großflächigen 
Fenstern ist, sofern sie nicht vermieden werden, können verpflichtend. Informationen über 
geeignete Maßnahmen zur Vermeidung von Vogelschlag können bspw. den Broschüren 
„Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ (Schweizerische Vogelwarte Sempach, 2012), 
„Vogelschlag an Glas - Das Problem und was Sie dagegen tun können“ (BUND, 2017) oder 



Bebauungsplan „Talstraße-Römerweg - Erweiterung“ in Schömberg 
_________________________________________________________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________________________________________________________
         11 

„Vogelanprall an Glasflächen – Geprüfte Muster“ (Wiener Umweltanwaltschaft, 2019 
entnommen werden. Diese Broschüren sind als Download im Internet zu finden. 
  

Lichtschächte, Regenfallrohre und ähnliche Bauwerke müssen kleintier- und vogelsicher 
abgedeckt sein. Die Öffnungen der Abdeckungen sollten maximal 10 mm groß sein. 
 

B10.5 Hinweis 

Zugriffsverbote nach dem Bundesnaturschutzgesetz  
Nach §44 BNatSchG (Bundesnaturschutzgesetz) ist es verboten, wildlebende Tiere der 
besonders geschützten Arten zu verletzen oder zu töten (Tötungsverbot, §44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG). Des Weiteren ist es verboten, wild lebende Tiere der streng geschützten Arten 
und der europäischen Vogelarten erheblich zu stören (Störungsverbot, §44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG) und die Fortpflanzungs- und Ruhestätten der besonders geschützten Arten zu 
zerstören oder zu beschädigen (Beschädigungsverbot, §44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG). Das 
Beschädigungsverbot gilt auch für die Standorte der besonders geschützten Pflanzenarten. 
Insgesamt gilt, dass sich der Erhaltungszustand der jeweiligen lokalen Population nicht 
verschlechtern darf. 
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C Örtliche Bauvorschriften mit Hinweisen 
 

Rechtsgrundlagen 
Landesbauordnung LBO in der zum Zeitpunkt des Beschlusses zur öffentlichen Auslegung 
rechtskräftigen Fassung.  
  

Allgemeine Angaben Rechtsgrundlagen 
Mit dem Inkrafttreten dieser Satzung über örtliche Bauvorschriften treten alle ursprünglich 
wirksamen örtlichen Bauvorschriften außer Kraft; es gelten nur noch die in die in dieser 
Satzung enthaltenen örtlichen Bauvorschriften. 
  

Örtliche Bauvorschriften (§ 74 LBO) 
 

C1 Äußere Gestaltung der Gebäude  

C1.1 Dachform und -neigung 
Entsprechend den Eintragungen im Lageplan zum Bebauungsplan (Nutzungsschablone).  
 

C1.2 Dachaufbauten 
Auf den Satteldächern sind Dachaufbauten entsprechend der Satzung für Dachaufbauten der 
Gemeinde Schömberg vom 24.09.1992 zulässig. 
 

C1.3 Dachdeckung 
Es sind nur blendungsfreie Materialien in gedeckten Rot-, Braun- und Grautönen zulässig. Für 
Wintergärten ist auch eine Glaseindeckung zulässig. Dachbegrünung ist zulässig.  
 

C1.4 Äußere Gestaltung 
Die Material- und Farbgebung der Gebäudeaußenseiten und sonstigen baulichen Anlagen ist 
so auszuwählen, dass das Natur-, Orts- und Landschaftsbild nicht beeinträchtigt wird.  
 

C2 Äußere Gestaltung der Garagen / Carports 
 

C2.1 Dachform 
Satteldach (SD) und Dachneigung (DN) entsprechend den Eintragungen im Lageplan zum 
Bebauungsplan oder begrüntes Flachdach.  
 

C2.2 Dachneigung  
Entsprechend der Eintragungen im Lageplan zum Bebauungsplan.  
 

C2.3 Dachdeckung  
Wie in C1.3 beschrieben. 
 

C2.4 Material und Farbgebung 
Wie in C1.4 festgesetzt. 
 

C3 Nebenanlagen 
Siehe Satzung der Gemeinde Schömberg über die Zulassung von Nebenanlagen vom 
24.09.1992.  
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C4 Einfriedungen  
Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von max. 1,20 m zulässig. Nadelholzhecken sind 
unzulässig. Zäune sind in die Pflanzungen zu integrieren. 
Damit entlang der Talstraße ausreichende Sichtverhältnisse bestehen sind Einfriedungen dort 
nur bis zu einer Höhe von 0,80 m inkl. Sockelmauer zulässig. 
Alle Einfriedungen sind laufend zu unterhalten und ggf. entsprechend zurückzuschneiden. 

 

C5 Grundstücksgestaltung  

Geländeabtrag und Geländeauffüllung 
Die Geländeauffüllung muss sich auf das gesamte Grundstück beziehen. Die Auffüllung oder 
Abgrabung kann bis zu 1,0 m grundsätzlich, in Teilbereichen (z. B. Abfahrten, Freisitz oder 
Terrassen) bis zu 1,5 m erfolgen.  
Die Anschlüsse an das Nachbargrundstück sind zu berücksichtigen.  
 

C6 Außenantennen / Parabolspiegel  
Je Hauptgebäude ist nur eine Außenantenne und ein Parabolspiegel zulässig.  
 

C7 Werbeanlagen 
Werbeanlagen sind bis zu einer Größe von 2 qm zulässig. Sie sind nur am Gebäude und nicht 
auf dem Gebäude zulässig. Werbeanlagen mit wechselndem Licht sind nicht zulässig. 
 

C8 Niederspannungsleitungen  
Niederspannungsleitungen für Energie- und Fernmeldeeinrichtungen sind als Freileitungen 
nicht zulässig. Sie müssen erdverkabelt werden. Bestehende Versorgungsleitungen dürfen 
nicht überbaut werden.  
 

C9 Hinweise  

C9.1 Brandschutz 
Zur Sicherstellung des 2. Flucht- und Rettungsweges sind Aufstellflächen für die tragbaren 
Leitern der Feuerwehr zu berücksichtigen, Dabei müssen für die vierteilige Steckleiter 
(maximale Rettungshöhe 7,00 m) 3 m x 3 m und für die dreiteilige Schiebleiter (maximale 
Rettungshöhe 1 3,00 m) 4 m x 4 m Aufstellfläche berücksichtigt werden. Wird die Rettungs-
höhe von 13 m überschritten, ist nach VwV Feuerwehrflächen eine Aufstellfläche für ein 
Hubrettungsfahrzeug (Drehleiter) einzuplanen. 
Die Aufstellflächen für die tragbaren Leitern oder das Hubrettungsfahrzeug sind grundsätzlich 
freizuhalten und im Lageplan darzustellen im Zuge der Baugenehmigung nachzuweisen. 
Wird die Rettungshöhe des bei der Feuerwehr vorgehaltenen Rettungsgerätes überschritten  
sind höhere Anforderungen an den Brandschutz zu stellen, evtl. muss der 2. Flucht- und 
Rettungsweg dann baulich hergestellt werden (z. 3. Außentreppe). 
 

C9.2 Altlasten 

Für das Gemeindegebiet Schömberg gibt es ein Altlastenkataster, in dem alle bekannten 
Altlasten und altlastverdächtigen Flächen eingezeichnet sind.  Aus den vorliegenden 
Unterlagen ergibt sich keine Altlast oder altlastverdächtige Fläche, die sich im Gebiet des o. g. 
Bebauungsplans befindet. 
Kleinräumige Altlasten können jedoch nie vollständig ausgeschlossen werden.  Sollten bei 
Baumaßnahmen (insbesondere Tiefbau) organoleptische Auffälligkeiten (z.B.  Geruch, Ver-
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färbung) festgestellt werden, so ist hiervon unverzüglich das Landratsamt Calw, Abt.  
Umweltschutz, zu informieren.  Weitere Maßnahmen dürfen dann nur nach Absprache mit 
der o. g. Abteilung erfolgen. 
 

C9.3 Denkmalschutz 
Vorhandene historische Grenzsteine, Brunnen, Meilen- oder besondere Kilometersteine und 
steinerne Wegweiser sind in an alter Stelle zu belassen und vor Beschädigungen während der 
Bauarbeiten zu schützen.  
Geplante Veränderungen der Standorte sind mit dem Landesdenkmalamt abzustimmen. 

 

C9.4 Bodenfunde 
Sollten im Zuge der Baumaßnahmen archäologische Fundstellen (Mauern, Gruben, Brand-
schichten, auffällige Bodenverfärbungen etc.) angeschnitten oder Funde (Gefäßscherben, 
Gräber, Knochen, Geräte aus Stein und Metall etc.) gemacht werden, so ist dies, dem 
Landratsamt für Denkmalpflege und der Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. (§ 20 
Denkmalschutzgesetz). 
 

C9.5 Leitungsauskünfte 
Zur Vermeidung von Schäden an Versorgungsleitung sind vor Beginn von Bau- oder 
Abrissmaßnahmen bei den zuständigen Stellen (EnBW, Telekom, Sparkassen IT, Kabel BW, 
Stadtwerke Pforzheim, Gemeindebauamt, … bzgl. Wasser und Abwasser, Strom, Gas, Kabel, 
usw.) Leitungsauskünfte einzuholen.  
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D Begründung 
 

D1 Anlass der Planung 
Die Gemeinde Schömberg will die Landflucht in Richtung Städte einschränken und auch durch 
die Schaffung neuer Bauplätze dazu beitragen, dass junge Bürger der Gemeinde heimisch 
bleiben. Dieser Aspekt ist auf Grund unserer demografischen Entwicklung für die ländlichen 
Bereiche hochgradig wichtig und wird deshalb von den zuständigen Gremien und der der 
Gemeinde Schömberg unterstützt. Die Gemeinde Schömberg legt bei der Ausweisung neuer 
Bauflächen im gesamten Gemeindegebiet künftig ein verstärktes Augenmerk auf die Nachver-
dichtung des Innenbereichs zum Schutz von Natur und Landschaft. Dies ist auch aus 
städtebaulicher Sicht sinnvoll und gewünscht. Ziel und Zweck dabei ist es, den 
Landschaftsverbrauch durch Neuausweisungen von Baugebieten einzuschränken.  
Anlass für diese Erweiterung des Bebauungsplanes ist die Planung eines konkreten 
Bauvorhabens für das die notwendigen Planungs- und bauordnungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine zusätzliche Bebauung im Planbereich geschaffen werden sollen. Da 
das östlich gelegene Flurstück 83/3 bereits bebaut ist und in näherer Zukunft für die westlich 
angrenzenden Flurstücke keine weiteren Planungen bezüglich der Bebauung vorliegen, 
beschränkt sich diese Bebauungsplanerweiterung auf einen Teil des Flurstücks 82/1.  
Der Bebauungsplan erhält die Bezeichnung „Talstraße / Römerweg - Erweiterung“ in 
Schömberg. Er soll im beschleunigten Verfahren nach §13b BauGB durchgeführt werden und 
auch örtlichen Bauvorschriften enthalten. 
 

D2 Gebietsbeschreibung 
Am nordöstlichen Ortsrand der Gemeinde Schömberg liegt der Geltungsbereich des nicht 
qualifizierten Bebauungsplans „Talstraße-Römerweg“, der seit dem 04.10.1952 rechtskräftig 
ist. Das Flurstück. Nr. 82/1 an der Talstraße ist darin nicht komplett enthalten. Nur der 
nördliche Teil des Flurstücks 82/1 liegt bereits in dessen Geltungsbereich. Der südliche Teil 
liegt außerhalb.  
Zudem liegt das Flurstück 82/1 teilweise innerhalb der ausgewiesenen gemischten Baufläche 
des rechtskräftigen (FNP) Flächennutzungsplans, dessen 3. Fortschreibung seit dem 
07.11.2014 rechtskräftig ist. Der Planbereich dieser Bebauungsplan-Erweiterung entspricht 
dieser Fläche und umfasst ca. 894 m². 
Aus dem Lageplan ist ersichtlich, dass östlich bereits weitere Wohngebäude sowie westlich 
eine Gerätehalle und ein größeres kommunales Kindergartengebäude von der Talstraße aus 
gesehen in der sogenannten zweiten Baureihe stehen bzw. nicht direkt an der Talstraße 
liegen. Durch diese bereits vorhandene Bebauung fügt sich die geplante Erweiterung des 
Bebauungsplans städtebaulich sehr gut in den umgebenden Bestand ein und ist damit für eine 
Nachverdichtung prädestiniert.  
 

D3 Prüfung der Voraussetzungen für das Verfahren nach §13b BauGB 
Bebauungspläne unter der Einbeziehung von Außenbereichsflächen nach § 13b können im 
sogenannten beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn gesetzlich 
vorgeschriebene Voraussetzungen eingehalten werden. Diese Voraussetzungen umfassen die 
Prüfungen, dass:  

- es sich um eine im Zusammenhang an bebaute Ortsteile anschließende Fläche die der 
Wohnnutzung dient handelt. Die Grundflächen liegen unter dem gesetzlichen 
Schwellenwert von 10.000 m² 
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- es sich bei der Planung nicht um ein auf Umweltverträglichkeit zu prüfenden 
Vorhaben, entsprechend der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG), handelt, 

- keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Schutzgütern im Sinne des § 1 (6) 
Nr. 7b BauGB (Natura 2000-Gebiete) vorliegen  

- Vorhaben, die eine Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern, nicht geplant sind. 
 

D3.1 Feststellung im Zusammenhang an bebaute Ortsteile anschließende Fläche 
Die zu überplanende Fläche schließt sich unmittelbar an den Geltungsbereich  des 
Bebauungsplans „Talstraße / Römerweg“ an und rundet diesen in südlicher Richtung ab. Es 
handelt es sich damit um eine im Zusammenhang an bebaute Ortsteile anschließende Fläche 
die der Wohnnutzung dient. 
Unter Berücksichtigung der siedlungsstrukturellen Gegebenheiten (vorhandene Umgebungs-
bebauung) wird diese Erschließung als wertvolle Ergänzung zu den hier vorhandenen 
Strukturen gesehen. 
 

D3.2 Feststellung zu den Maßgaben durch Schwellenwerte 
Die Gesamtfläche des Geltungsbereiches umfasst 894 m² und liegt damit unter dem 
gesetzlichen Schwellenwert von 10.000 m². 
 

D3.3 Feststellung zum Nichtvorliegen eines UVP pflichtigen Vorhabens 
Nach den Vorgaben ist das beschleunigte Verfahren ausgeschlossen, wenn durch den 
Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet werden, die der Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) oder nach Landesrecht unterliegen.  
Nach dem derzeitigen Planungsstand ist davon auszugehen, dass über den Bebauungsplan 
kein Vorhaben festgesetzt wird, für welches entsprechend der Anlage 1 des UVPG eine Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Nicht erreicht werden auch 
die Mindestgrößen entsprechend der Vorhabenziffer 18.8 der Anlage 1 des UVPG, für die eine 
Pflicht für eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c Satz I UVPG gilt. 
 
Wenn Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB 
genannten Schutzgüter bestehen, ist die Anwendung des beschleunigten Verfahrens 
ausgeschlossen.  
Feststellung von Anhaltspunkten für eine Beeinträchtigung von in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe 
b BauGB genannten Schutzgütern: 
Zu beachten sind hierzu die Richtlinien 92/43/EWG, geändert durch die Richtlinie 97/62/EG 
(Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen -„FFH-
Richtlinie"-) und die Richtlinie 2009/147/EG (Erhaltung der wildlebenden Vogelarten -
„Vogelschutzrichtlinie"-). 
Nach den Auskunftsunterlagen der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz 
Baden-Württemberg (LUBW) befinden sich im Plangebiet keine ausgewiesenen Schutz-
gebiete, insbesondere „Natura 2000-Gebiete". 
 

D3.4 Ergebnis  
Das Planungsvorhaben kann als beschleunigtes Verfahren nach § 13b BauGB und ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt werden, da die 
formalen Voraussetzungen für die Anwendung hierfür erfüllt sind. Danach gelten Eingriffe, die 
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aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 
 

D4 Beschreibung der Änderungen 
Im ursprünglichen Bebauungsplan ist kein Gebietscharakter festgelegt. Die Umgebung ist 
überwiegend einem Allgemeinen Wohngebiet zuzuordnen. Daher wird ein Allgemeines 
Wohngebiets (WA) festgesetzt. Die Grundflächenzahl wird, wie im Allgemeinen Wohngebiet 
(WA) üblich, auf 0,40 festgesetzt. Eine Geschossflächenzahl wird nicht festgesetzt. Die Zahl 
der zulässigen Vollgeschosse beträgt für das nördliche Baufenster 2 Vollgeschosse und 
orientiert sich am Bestand. Im südlichen Baufenster ist ein Vollgeschoss mit einem weiteren 
Vollgeschoss im Dachgeschoss erlaubt. 
Die Firstrichtung wird alternativ festgelegt. Sie ist jeweils parallel zu den Baugrenzen 
ausgerichtet und orientiert sich damit auch an der Form der Talstraße. Eine Winkelform des 
Gebäudes ist ebenfalls zulässig, wenn sich ein Gebäudeteil unterordnet.  
Das nördliche Baufenster wurde samt der Baulinie beibehalten, da für die bestehenden 
Garagen Bestandsschutz besteht. Die Bezugshöhe richtet sich hier nach dem Bestand. 
Die Grenzen des südlichen Baufensters orientieren sich am Geländeverlauf und am 
Mindestgrenzabstand von 2,5 m und an der Grenze des Flächennutzungsplanes. Die 
Bezugshöhe für das neue geplante Gebäude wird mit maximal + 50 cm in Gebäudemitte über 
dem bestehenden bergseitigen Gelände festgelegt, da das geplante Gebäude von Norden 
(also bergseits) erschlossen wird und an die bestehende Hofsituation angeschlossen werden 
soll. 
 
Die verkehrliche Erschließung ist gesichert. Das Baugrundstück liegt an der neu ausgebauten 
Straße „Talstraße“. Das noch durch eine Katastervermessung abzutrennende neue Bau-
grundstück wird von der Talstraße aus über eine private Zufahrt erschlossen. Diese Zufahrt 
muss im Zuge des Bauantragsverfahren durch Baulast öffentlich-rechtlich gesichert werden. 
Für die Gemeinde Schömberg fallen keine öffentlichen Erschließungsmaßnahmen und Kosten 
an.  
Die Ver- und Entsorgung von Frischwasser und Ab- und Regenwasser erfolgt über die 
vorhandenen öffentlichen Netze. Es fallen weder für die Versorgung noch für die Entsorgung 
durch die Bebauungsplan-Erweiterung neue öffentliche Erschließungsmaßnahmen an. Der 
Anschluss an die öffentlichen Netze erfolgt über die vorhandenen Leitungen auf dem Flurstück 
82/1, Talstraße 42. Die Leitungen sind durch eine Baulast / oder Grunddienstbarkeit im Zuge 
des Bauantrags zu sichern.  
Das anfallende Regenwasser kann über den an der südlichen Geltungsbereichsgrenze 
liegenden offenen Graben in den Eulenbach geleitet werden. Der Eulenbach liegt wiederum 
im Zustrombereich des fachtechnisch abgegrenzten Heilquellenschutzgebietes von Bad 
Liebenzell (WSG QU.GUTER BRUNNEN Unterreichenbach). Weshalb darauf geachtet werden 
muss, dass das anfallende Regenwasser stets sauber bleibt. 
 

D5 Auswirkungen auf die Umwelt 
Eine Umweltprüfung mit Umweltbericht sowie eine zusammenfassende Erklärung ist für 
Bebauungspläne nach § 13b BauGB unter 1 ha überbaubarer Fläche nicht erforderlich. Dies 
trifft auf den Bebauungsplan „Talstraße-Römerweg-Erweiterung“ in Schömberg zu. 
Durch die Erweiterung der überbaubaren Flächen entsteht jedoch ein Eingriff in die 
Schutzgüter Boden und Natur. Dieser Eingriff muss ausgeglichen werden. Die Ausgleichs-
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maßnahmen werden auf dem Baugrundstück in Form von zusätzlichen Baum- und 
Strauchpflanzungen vorgesehen. 
Zur Klärung artenschutzrechtlicher Belange wurde vom Büro „Landschaft Mensch Natur“, 
Herrn Dipl. Biologe Jonas Scheck, eine Übersichtsbegehung durchgeführt und eine 
Potentialabschätzung erstellt. Sie ist im Anschluss an diesen Textteil zu finden. Das Vorhaben 
stellt sich aus artenschutzrechtlicher Sicht weitgehend konfliktfrei dar. Für das 
Bestandsgebäude Talstraße 42 sind bei Eingriffen in die Bedachung und beim Abriss des 
Schuppens Maßnahmen erforderlich.  

E Zusammenfassende Erklärung gem. § 10a BauGB 
 
Die Erörterung der in der vom 05.09.2022 bis 07.10.2022 durchgeführten frühzeitigen 
Beteiligung vorgebrachten Stellungnahmen ist in der „Abwägungstabelle für frühzeitige 
Beteiligung vom 05.09.2022 bis 07.10.2022“ mit dem Aktenzeichen 621.41 und der 
Schriftstückkennung 571437 zu finden. 
Vom 20.03.2023 bis 24. / 28.04.2023 wurde die öffentliche Auslegung des überarbeiteten 
Bebauungsplanentwurfs gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und die Anhörung der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange durchgeführt. Die vorgebrachten Stellungnahmen und 
die Abwägung der Einwände sind in der Tabelle „Bebauungsplan sowie Satzung "Ortsbauplan 
Talstraße / Römerweg - Erweiterung" in Schömberg - Öffentliche Auslegung des 
überarbeiteten Bebauungsplanentwurfs gemäß § 3 Abs. 2 (BauGB) 
- Abwägung aus Offenlage vom 20.03.2023 bis 24.04.2023“ mit dem Aktenzeichen 621.41 und 
der Schriftstückkennung 576687 zu finden. Die Ergebnisse sind entsprechend teilweise in den 
Textteil aufgenommen worden. 
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Zusammenfassung 
In Schömberg soll auf dem Flurstück 82/1 ein weiteres Wohngebäude entstehen. Zur Abklärung 
artenschutzrechtlicher Belange wurde eine Übersichtsbegehung durchgeführt. Das Vorhaben stellt 
sich aus artenschutzrechtlicher Sicht weitgehend konfliktfrei dar. Für das Bestandsgebäude Talstraße 
42 sind bei Eingriffen in die Bedachung Maßnahmen erforderlich.  

 

Zugriffsverbote nach dem Bundesnaturschutzgesetz 
Nach §44 BNatSchG (Bundesnaturschutzgesetz) ist es verboten, wildlebende Tiere der besonders 
geschützten Arten zu verletzen oder zu töten (Tötungsverbot, §44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG). Des 
Weiteren ist es verboten, wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen 
Vogelarten erheblich zu stören (Störungsverbot, §44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) und die Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten der besonders geschützten Arten zu zerstören oder zu beschädigen 
(Beschädigungsverbot, §44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG). Das Beschädigungsverbot gilt auch für die 
Standorte der besonders geschützten Pflanzenarten. Insgesamt gilt, dass sich der Erhaltungszustand 
der jeweiligen lokalen Population nicht verschlechtern darf.  

 

Methodik 
Die Beurteilung des Plangebiets erfolgte mittels einer Ortsbegehung am 18. Februar 2022. Ein 
Abgrenzungsplan stand zur Verfügung. Als weitere Informationsquelle wurde der LUBW Daten- und 
Kartendienst (RIPS, www.lubw.de) genutzt. Die Bestandsgebäude wurden außen und in relevanten 
Räumlichkeiten (Schuppen) auch innen auf Spuren geschützter Arten untersucht.  
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Vorhaben und Umgebungsbeschreibung 
Das Plangebiet umfasst das Flurstück 82/1, ein langes, recht schmales Flurstück, das im Norden an 
die Talstraße grenzt und nach Süden steil abfällt. Am südlichen Ende grenzt das Flurstück an einen 
kleinen Bachlauf auf Flurstück 80. Geplant ist die Errichtung eines weiteren Wohngebäudes im 
mittleren Teil des Grundstücks auf Höhe des benachbarten Gebäudes Sägmühlenweg 15.  

Das Bestandsgebäude Talstraße 42 ist ein Wohngebäude mit sanierter Fassade und älterer 
Ziegeldacheindeckung. Südlich des Gebäudes liegen drei Garagen, die eine begehbare Bedachung 
aus Waschbetonplatten aufweisen. Der Hof- und Einfahrtsbereich ist mit Betonsteinen gepflastert. 
Am Rande des Hofbereichs befindet sich ein geschlossener Schuppen. Der gesamte südliche, steil 
abfallende Teil des Grundstücks ist eine Rasenfläche, randlich befinden sich zwei kleinere 
Laubbäume.  

Die Umgebung bildet ein Siedlungsstrang entlang der Talstraße, südlich des Grundstücks verläuft der 
Eulenbach durch hängige Grünlandbereiche. Die Landschaft ist hier strukturiert mit 
Gehölzbereichen. Die östlich benachbarten Grundstücks sind im nördlichen Teil bebaut und im 
südlichen Teil Nutzgärten. Innerhalb des Plangebiets liegen keine geschützten Landschaftsteile. Der 
südlich liegende Eulenbach ist als Biotop geschützt.  

 

Abbildung 1 Darstellung der Planfläche im Luftbild. Das Plangebiet ist rot umrandet, Bäume und Gebäude sind 
zur Orientierung bezeichnet. Luftbild LUBW Daten- und Kartendienst.  
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Habitatpotenziale und zu erwartende Konflikte  
Rasenfläche 
Die Rasenfläche ist mäßig artenreich und wird frequent gemulcht. Geschützte Arten im 
Pflanzenbestand (Frühblüher) sind prinzipiell denkbar, in diesem Fall aber nicht als wild lebende 
Population einzustufen, da es sich im Prinzip um eine Hausgartenfläche handelt. Die Fläche ist als 
Nahrungsgebiet für Vogelarten und Fledermäuse geeignet. Artenschutzrechtliche Konflikte sind für 
die Fläche nicht zu erwarten, etwa die Hälfte der vorhandenen Rasenfläche ist von der Planung 
betroffen. 

 

Abbildung 2 Typischer Ausschnitt des Rasens im betroffenen Bereich.  

 

Baumbestand   
Auf dem Grundstück befinden sich zwei Bäume im südlichen Teil, ein Apfelbaum mit ca. 20 cm 
Stammdurchmesser und ein Walnussbaum mit ca. 25 cm Stammdurchmesser. Die Bäume weisen 
keine artenschutzrechtlich relevanten Strukturen wie Höhlungen oder mehrjährig nutzbare 
Freinester auf. Von der Planung betroffen ist lediglich der Apfelbaum.  

 

Abbildung 3 Apfelbaum und Waldnussbaum im südlichen Teil des Grundstücks.  
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Gebäudebestand   
Das Hauptgebäude Talstraße 42 ist von der Planung insofern betroffen, dass eine 
Anschlussbebauung auf der Südseite vorgesehen ist. An der Fassade des Gebäudes sind keine 
artenschutzrechtlich relevanten Strukturen vorhanden (z.B. Nischen, Spalten, zugängliche 
Verschalungen). Die Dacheindeckung ist älter und bietet grundsätzlich Möglichkeiten für 
Nischenbrüter (insbesondere Haussperling). Besondere Strukturen für Fledermäuse sind nicht 
vorhanden.    

 

Abbildung 4 Gebäude Talstraße 42, Südansicht (links), Detailansicht Dachbereich (rechts.)   

Bei den drei Garagen handelt es sich um einen Flachdachbau mit Betonplattendeckung. Potenzial für 
geschützte Arten ist nicht vorhanden.  

Der Schuppen am Rand der Hofeinfahrt wird abgebrochen. Es handelt sich um einen einfachen 
geschlossenen Holzschuppen mit Blecheindeckung. Für Fledermäuse sind keine 
Quartiermöglichkeiten vorhanden. Im Innenraum sind Möglichkeiten für Nischenbrüter vorhanden, 
eine Nutzung fand aber noch nicht statt, vermutlich aufgrund fehlender Einflugöffnungen. Der 
Abbruch des Schuppens ist dennoch außerhalb der Brutzeit zu datieren.  

 

Abbildung 5 Schuppen, Südansicht (links), Innenansicht (rechts).  
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Potenziell betroffene Artengruppen, artenschutzrechtliche Beurteilung 
Vögel 
In der Artengruppe Vögel sind von dem Vorhaben möglicherweise Gebäudebrüter betroffen. 
Konkret sind im Dachbereich des vorhandenen Wohngebäudes Fortpflanzungsstätten des 
Haussperlings nicht auszuschließen. Eingriffe in das Dach des Gebäudes sind im Zeitraum Oktober bis 
Februar durchzuführen, bei wesentlichen baulichen Änderungen sind als zeitlich vorgezogene 
Ersatzmaßnahme 2 Nischenbrüterkästen am Gebäude anzubringen.    

Fledermäuse 
Für Fledermäuse sind durch das Vorhaben keine Beeinträchtigungen zu erwarten. Am 
Bestandsgebäude ist keine besondere Eignung für Fledermäuse erkennbar.  

Weitere Arten  
Das Gelände ist sehr aufgeräumt und bietet keine Lebensraumeignung für Reptilien und Amphibien. 
Am kleinen Bachlauf unterhalb des Grundstücks sind grundsätzlich Vorkommen von Amphibien 
möglich, durch das Vorhaben sind aber keine Beeinträchtigungen für die Art zu erwarten. Eine 
Betroffenheit weiterer Arten bzw. Artengruppen ist nicht zu erwarten.  

 

Zusammenfassende artenschutzrechtliche Bewertung 
Das Vorhaben ist aus artenschutzrechtlicher Sicht konfliktfrei. Lediglich bei möglichen Eingriffen in 
das Dach des bestehenden Wohnhauses sind Beeinträchtigungen für Gebäudebrüter (Haussperling) 
nicht auszuschließen. Neben Bauzeitenregelungen sind in diesem Fall auch Nisthilfen als 
Ersatzmaßnahme aufzuhängen.  

 

Artenschutzrechtliche Maßnahmen 
Bauzeitenregelung  
Eingriffe in das Dach des Gebäudes Talstraße 42 sind im Zeitraum Oktober bis Februar 
durchzuführen. Der Schuppen ist im Zeitraum Oktober bis Februar abzubauen.  

Ersatzmaßnahmen Artengruppe Vögel  
Im Falle eines Eingriffes in das Dach des Gebäudes Talstraße 42 sind zeitlich vorgezogen zwei 
Nischenbrüterkästen in mind. 3 m Höhe am Gebäude anzubringen.   

 

Protokoll der Geländebegehung 
Übersichtsbegehung 

18.02.2022, ca. 11-11:30 Uhr; Wetter: bedeckt, 11°C, Wind 1-2 W 

Durchführende Person: Dipl.-Biol. J. Scheck  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat möge über die weitere Aufgabenwahrnehmung der Erddeponie „Hauswald“ in 
Schömberg-Schwarzenberg entscheiden. Es sind hierfür folgende Konstellationen für die Gemeinde 
denkbar: 
 

1. Die Gemeinde möchte die örE-Aufgabe weiterhin wahrnehmen und Deponiebetreiber bleiben.  
2. Die Gemeinde möchte die örE-Aufgabe und den Deponiebetrieb an den Landkreis Calw zurück-

geben.  
3. Die Gemeinde möchte die örE-Aufgabe zurückgeben und Deponiebetreiber bis zur vollständi-

gen Verfüllung bleiben.  
 
 
Sachverhalt: 
 
Der Landkreis Calw ist, vertreten durch seine Abteilung Umwelt- und Arbeitsschutz, auf die Gemeinde 
Schömberg zugegangen und hat über die Möglichkeiten zur weiteren Aufgabenwahrnehmung der Erd-
deponie „Hauswald“ in Schömberg-Schwarzenberg informiert. Bis zum 31.12.2023 soll die Gemeinde 
Schömberg erklären, ob Sie die Ihr nach § 6 Abs. 2 Landesabfallgesetz (LAbfG) übertragenen Aufgaben 
als öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (örE) auch zukünftig wahrnehmen möchte (§ 6 Abs. 5 
LKreiWiG). Für die Gemeinde Schömberg besteht die Möglichkeit der einseitigen Rückübertragung der 
Aufgabe als örE. Diese Möglichkeit steht den Gemeinden bis dorthin zu und ist nicht verhandelbar. 
Nach dem 31.12.2023 ist eine Rückgabe der örE-Aufgabe nur noch möglich, wenn der Landkreis zu-
stimmt. 
 
Wie die Rückübertragung formal und finanziell (falls der Landkreis die Nachsorgekosten ebenfalls über-
tragen bekommen soll) hingegen erfolgt, ist nach § 6 Abs. 5 S. 2 LKreiWiG vertraglich zu regeln. Der 



Vertrag zwischen der Gemeinde und dem Landkreis ist innerhalb von 3 Jahren nach Abgabe der Erklä-
rung abzuschließen. Bei der Rückübertragung ist zu beachten, dass für die Gemeinde zwischen deren 
Eigenschaft als örE und deren Eigenschaft als Deponiebetreiber unterschieden werden muss. Die Ei-
genschaft als örE beinhaltet insbesondere die Deponiestandortplanung. 
 
Es sind folgende Konstellationen für die Gemeinde bezüglich der Rückübertragung denkbar, für die 
entsprechenden vertraglichen Regelungen getroffen werden müssen: 
 

1. Die Gemeinde möchte die örE-Aufgabe weiterhin wahrnehmen und Deponiebetreiber bleiben. 
In diesem Fall muss kein Vertrag geschlossen werden. Die bestehende Vereinbarung gilt fort. 

2. Die Gemeinde möchte die örE-Aufgabe und den Deponiebetrieb zurückgeben. Die Rücküber-
tragung des Deponiebetriebs wäre im Vertrag zu regeln. Der Landkreis muss den Deponiebe-
trieb jedoch nicht zurücknehmen. 

3. Die Gemeinde möchte die örE-Aufgabe zurückgeben und Deponiebetreiber bis zur vollständi-
gen Verfüllung bleiben. Danach ist es möglich, dass der Landkreis als örE nicht mehr an der 
Deponie festhält und diese nicht erweitert, wenn er ausreichend Deponiestandorte im Land-
kreis ausweisen kann. 
 

Die Stilllegung und Nachsorge nach der vollständigen Verfüllung der Deponie ist vertraglich zu regeln. 
Die vertraglichen Vereinbarungen werden mit dem Abfallwirtschaftsbetrieb geschlossen. Die Ge-
meinde wurde gebeten, bis spätestens 31.12.2023 verbindlich zu erklären, falls die Gemeinde die ihr 
übertragene Aufgabe als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger nicht mehr wahrnehmen möchte 
 
Entsprechend den Erlass des Umweltministeriums Baden- Württemberg zur Zulassung und Betrieb von 
Bodenaushubdeponien der Klasse DK 0 mit eingeschränkten Annahmekatalog (sog. „DK -0,5-Depo-
nien") vom 16.03.2023 darf auf den in Baden-Württemberg vorhandenen Bodenaushubdeponien der 
Klasse DK 0 (sog. „DK- 0,5 - Deponien") ausschließlich nicht verunreinigter Bodenaushub abgelagert 
werden. Gemäß der Deponieverordnung dürfen ab 1. Januar 2024 ausdrücklich Abfälle, die insbeson-
dere einer Verwertung zugeführt werden können oder für das Recycling geeignet sind, nicht mehr auf 
Deponien abgelagert werden. Demnach ist eine Ablagerung von nicht verunreinigtem Bodenaushub 
mit dem Inkrafttreten von § 7 Abs. 3 DepV zum 1. Januar 2024 nicht mehr zulässig, da es sich aus Sicht 
des Ministeriums bei diesem Abfall um grundsätzlich verwertbare Abfälle handelt. Eine Ablagerung 
kommt für das betroffene Material nur noch dann in Frage, wenn die Verwertung des Abfalls technisch 
nicht möglich oder wirtschaftlich unzumutbar ist. 
 
Abfallerzeuger und -besitzer haben aufgrund ihrer Kenntnisse zur Abfallherkunft und –zusammenset-
zung zu beurteilen, ob Abfälle unter Beachtung der gesetzlichen Kriterien verwertbar sind. Gemäß Um-
weltministerium ist in der Regel eine Verwertung von nicht verunreinigtem Bodenaushub als technisch 
möglich anzunehmen. Daher beschränkt sich in diesen Fällen die Frage zur Zulässigkeit einer Ablage-
rung in der Regel darauf, ob eine Verwertung wirtschaftlich zumutbar ist. Im Rahmen der grundlegen-
den Charakterisierung hat der Abfallerzeuger/-besitzer dem Deponiebetreiber das Ergebnis seiner Prü-
fung hinsichtlich der Verwertbarkeit der Abfälle vorzulegen. 
 
Im Übrigen kann bei einer Annahme von diesen Abfällen die Verwertungspflicht bei Deponiebetreibern 
nach § 20 Abs. 1 Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) wiederaufleben (grundsätzliche Verwertungs-
pflicht des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers, wenn ihm Abfälle zur Beseitigung überlassen 
werden). Diese steht in den betroffenen Fällen einem Einbau entgegen, bis alle zumutbaren Verwer-
tungsoptionen ausgeschöpft wurden. 



Vor dem Hintergrund des zum 1. Januar 2024 in Kraft tretenden § 7 Abs. 3 DepV und dem damit ver-
bundenen faktischen Deponierungsverbot für verwertbare Abfälle besteht aus Sicht des Umweltminis-
teriums zudem grundsätzlich keine Planrechtfertigung mehr für neue „DK -0,5" Deponien oder Depo-
nieabschnitte. 
 
 
 
Anlagen: 
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